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123fahrschule SE 
Frankfurt am Main 
ISIN: DE000A2P4HL9 // WKN: A2P4HL  
 

 
Wir laden hiermit unsere Aktionäre zur ordentlichen  
virtuellen Hauptversammlung ein am 

Mittwoch, 30. Juni 2021 
ab 11:00 Uhr (MESZ).  

 
 

 
Die ordentliche Hauptversammlung findet als vir-
tuelle Hauptversammlung ohne physische Prä-
senz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten 
statt. Ort der Hauptversammlung im Sinne des 
AktG sind die Geschäftsräume der 123fahrschule 
Ruhrgebiet-Nord GmbH, Huyssenallee 3, 45128 
Essen. Für die Aktionäre und deren Bevollmäch-
tigte – mit Ausnahme des Stimmrechtsvertreters 
der Gesellschaft – besteht kein Recht und keine 
Möglichkeit zur Anwesenheit am Ort der Ver-
sammlung. 
 
Die gesamte Versammlung wird mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats nach Maßgabe des Gesetzes 
über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossen-
schafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungsei-
gentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkun-
gen der COVID-19-Pandemie (Art. 2 des Gesetzes 
zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pan-
demie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrens-
recht, BGBl. I 2020, S. 569), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur weiteren Verkürzung des Rest-
schuldbefreiungsverfahrens und zur Anpassung 
pandemiebedingter Vorschriften im Gesell-
schafts-, Genossenschafts-, Vereins- und Stif-
tungsrecht sowie im Miet- und Pachtrecht vom 
22. Dezember 2020 (BGBl. I 2020, S. 3328 ff.), 
(„COVID-19-Gesetz“) für die ordnungsgemäß 

angemeldeten Aktionäre oder deren Bevollmäch-
tigte im Internet im zugangsgeschützten Inter-
netservice zur Hauptversammlung („HV-Portal“) 
in Bild und Ton übertragen; diese Übertragung 
ermöglicht keine Teilnahme an der Hauptver-
sammlung im Sinne von Art. 53 der Verordnung 
(EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 
2001 über das Statut der Europäischen Gesell-
schaft (SE) („SE-VO“) i.V.m. § 118 Abs. 1 Satz 2 
AktG. 
  
Sie erreichen das HV-Portal über die Internet-
seite: www.unternehmen.123fahrschule.de 
 
Bitte beachten Sie auch die Hinweise am Ende 
dieser Einladung. 
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I.  Tagesordnung 
 
1. Vorlage des festgestellten Jahresab-
schlusses der 123fahrschule SE und des ge-
billigten Konzernabschlusses zum 31. De-
zember 2020, des Lageberichts für die 
123fahrschule SE und den Konzern sowie des 
Berichts des Aufsichtsrats über das Ge-
schäftsjahr 2020 
 
Die zu Punkt 1 der Tagesordnung vorgelegten 
Unterlagen können von der Einberufung der 
Hauptversammlung an auf der Internetseite 
der Gesellschaft unter www.unterneh-
men.123fahrschule.de eingesehen werden. Die 
Unterlagen werden auch während der virtuel-
len Hauptversammlung am 30. Juni 2021 auf 
der oben genannten Internetseite der Gesell-
schaft zugänglich sein und werden in der 
Hauptversammlung mündlich erläutert wer-
den. Es ist keine Beschlussfassung der Haupt-
versammlung zu Punkt 1 der Tagesordnung 
vorgesehen. Der Aufsichtsrat hat den vom Vor-
stand aufgestellten Jahresabschluss und den 
Konzernabschluss gebilligt. Der Jahresab-
schluss ist damit festgestellt. Die Voraussetzun-
gen, unter denen die Hauptversammlung über 
die Feststellung des Jahresabschlusses und die 
Billigung des Konzernabschlusses zu beschlie-
ßen hat, liegen daher nicht vor. 
 
2. Beschlussfassung über die Entlas-
tung des Alleinvorstands bzw. der geschäfts-
führenden Direktoren 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem im 
Geschäftsjahr 2020 amtierenden Alleinvor-
stand bzw. den im Geschäftsjahr 2020 amtie-
renden geschäftsführenden Direktoren jeweils 
für das Geschäftsjahr 2020 Entlastung zu ertei-
len. 

3. Beschlussfassung über die Entlas-
tung der Mitglieder des Aufsichtsrats bzw. 
der Mitglieder des Verwaltungsrats 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im 
Geschäftsjahr 2020 amtierenden Mitgliedern 
des Aufsichtsrats bzw. den im Geschäftsjahr 
2020 amtierenden Mitgliedern des Verwal-
tungsrats jeweils für das Geschäftsjahr 2020 
Entlastung zu erteilen. 
 
4. Beschlussfassung über die Bestel-
lung des Abschlussprüfers und Konzernab-
schlussprüfers für das Geschäftsjahr 2021 
 
Der Aufsichtsrat schlägt vor, die MORISON Köln 
AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und Steu-
erberatungsgesellschaft mit Sitz in Köln zum 
Abschlussprüfer und zum Konzernabschluss-
prüfer für das Geschäftsjahr 2021 zu bestellen.  
 
5. Beschlussfassung über die Aufhe-
bung des Genehmigten Kapitals 2020, die Er-
mächtigung des Vorstands zur Erhöhung des 
Grundkapitals (Genehmigtes Kapital 2021) 
und entsprechende Satzungsänderung 
 
In der Hauptversammlung am 26. Oktober 2020 
wurde ein genehmigtes Kapital in Höhe von bis 
zu EUR 632.240,00 (Genehmigtes Kapital 2020) 
geschaffen. Das Genehmigte Kapital 2020 be-
trägt nach teilweiser Inanspruchnahme noch 
bis zu EUR 582.240,00. Es soll nach einer zwi-
schenzeitlichen Erhöhung des Grundkapitals 
auf EUR 1.814.480,00 aufgehoben und durch 
ein neues genehmigtes Kapital ersetzt werden. 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie 
folgt zu beschließen: 
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1. Aufhebung des Genehmigten  
Kapitals 2020 

 
Das von der Hauptversammlung am 26. 
Oktober 2020 unter Tagesordnungspunkt 
8 beschlossene Genehmigte Kapital 2020 
in Höhe von nunmehr bis zu 
EUR 582.240,00 nach Maßgabe von § 5 Abs. 
3 der Satzung wird mit Wirksamwerden 
des unter nachstehender Ziffer 2 vorge-
schlagenen Genehmigten Kapitals 2021 
aufgehoben. 

 
2.     Schaffung eines Genehmigten  
Kapitals 2021 

 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Grundkapital 
der Gesellschaft bis zum 29. Juni 2026 
durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber lau-
tender Stückaktien gegen Bar- und/oder 
Sacheinlagen, ganz oder in Teilbeträgen, 
einmalig oder mehrmals um bis zu insge-
samt EUR 907.240,00 zu erhöhen (Geneh-
migtes Kapital 2021). Die neuen Aktien sind 
grundsätzlich den Aktionären zum Bezug 
(auch im Wege des mittelbaren Bezugs ge-
mäß § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG) anzubieten. 
 
Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetz-
liche Bezugsrecht der Aktionäre insbeson-
dere in folgenden Fällen ganz oder teil-
weise auszuschließen: 

 
i um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszu-

nehmen; 
 

ii bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen 
zur Gewährung von Aktien zum Zweck des 
Erwerbs von Unternehmen, 

Unternehmensteilen, Beteiligungen an Un-
ternehmen oder anderen Vermögensge-
genständen oder Rechten; 
 

iii bei Barkapitalerhöhungen, wenn der Aus-
gabebetrag der neuen Aktien den Börsen-
preis der bereits bestehenden Aktien zum 
Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des 
Ausgabebetrags nicht wesentlich unter-
schreitet und die unter Ausschluss des Be-
zugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des 
Grundkapitals nicht überschreiten, und 
zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens noch im Zeitpunkt der Ausübung die-
ser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung 
auf 10 % des Grundkapitals sind Aktien an-
zurechnen, die (a) während der Laufzeit die-
ser Ermächtigung unter Ausschluss des Be-
zugsrechts in direkter und entsprechender 
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben oder veräußert werden oder 
die (b) zur Bedienung von Schuldverschrei-
bungen und/oder Genussrechten mit 
Wandlungs- und/oder Optionsrechten oder 
Wandlungs- und/oder Optionspflichten 
ausgegeben werden oder ausgegeben wer-
den können, sofern diese Finanzinstru-
mente nach dem Wirksamwerden dieser Er-
mächtigung in entsprechender Anwendung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Aus-
schluss des Bezugsrechts ausgegeben wer-
den; 
 

iv bei Barkapitalerhöhungen, soweit es erfor-
derlich ist, um Inhabern der von der Gesell-
schaft oder von Konzerngesellschaften, an 
denen die Gesellschaft unmittelbar oder 
mittelbar mehrheitlich beteiligt ist, begebe-
nen Schuldverschreibungen oder Genuss-
rechten mit Wandlungs- und/oder 
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Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Op-
tionspflichten ein Bezugsrecht auf neue Ak-
tien der Gesellschaft in dem Umfang zu ge-
währen, wie es ihnen nach Ausübung des 
Options- oder Wandlungsrechts oder der 
Erfüllung der Options- oder Wandlungs-
pflicht oder nach Ausübung einer Erset-
zungsbefugnis der Gesellschaft als Aktionär 
zustehen würde; 
 

v zur Gewährung einer sogenannten Aktien-
dividende (Scrip Dividend), bei der den Akti-
onären angeboten wird, ihren Dividenden-
anspruch (ganz oder teilweise) als Sachein-
lage gegen Gewährung neuer Aktien aus 
dem genehmigten Kapital in die Gesell-
schaft einzulegen. 

 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt 
der Aktienrechte, die Einzelheiten der Kapi-
talerhöhung sowie die Bedingungen der Ak-
tienausgabe, insbesondere den Ausgabe-
betrag, festzulegen. 

 
3. Satzungsänderung 
 
§ 5 Abs. 3 der Satzung wird wie folgt neuge-
fasst: 
 
„Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Grundkapital 
der Gesellschaft bis zum 29. Juni 2026 durch 
Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender 
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinla-
gen, ganz oder in Teilbeträgen, einmalig 
oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR 
907.240,00 zu erhöhen (Genehmigtes Kapi-
tal 2021). Die neuen Aktien sind grundsätz-
lich den Aktionären zum Bezug (auch im 

Wege des mittelbaren Bezugs gemäß § 186 
Abs. 5 Satz 1 AktG) anzubieten. 
 
Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche 
Bezugsrecht der Aktionäre insbesondere in 
folgenden Fällen ganz oder teilweise auszu-
schließen: 

 
i um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszu-

nehmen; 
 

ii bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen 
zur Gewährung von Aktien zum Zweck des 
Erwerbs von Unternehmen, Unterneh-
mensteilen, Beteiligungen an Unternehmen 
oder anderen Vermögensgegenständen 
oder Rechten; 
 

iii bei Barkapitalerhöhungen, wenn der Aus-
gabebetrag der neuen Aktien den Börsen-
preis der bereits bestehenden Aktien zum 
Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des 
Ausgabebetrags nicht wesentlich unter-
schreitet und die unter Ausschluss des Be-
zugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des 
Grundkapitals nicht überschreiten, und 
zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens noch im Zeitpunkt der Ausübung die-
ser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung 
auf 10 % des Grundkapitals sind Aktien an-
zurechnen, die (a) während der Laufzeit die-
ser Ermächtigung unter Ausschluss des Be-
zugsrechts in direkter und entsprechender 
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben oder veräußert werden oder 
die (b) zur Bedienung von Schuldverschrei-
bungen und/oder Genussrechten mit 
Wandlungs- und/oder Optionsrechten oder 
Wandlungs- und/oder Optionspflichten 
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ausgegeben werden oder ausgegeben wer-
den können, sofern diese Finanzinstru-
mente nach dem Wirksamwerden dieser Er-
mächtigung in entsprechender Anwendung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Aus-
schluss des Bezugsrechts ausgegeben wer-
den; 
 

iv bei Barkapitalerhöhungen, soweit es erfor-
derlich ist, um Inhabern der von der Gesell-
schaft oder von Konzerngesellschaften, an 
denen die Gesellschaft unmittelbar oder 
mittelbar mehrheitlich beteiligt ist, begebe-
nen Schuldverschreibungen oder Genuss-
rechten mit Wandlungs- und/oder Options-
rechten bzw. Wandlungs- oder Options-
pflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien 
der Gesellschaft in dem Umfang zu gewäh-
ren, wie es ihnen nach Ausübung des Opti-
ons- oder Wandlungsrechts oder der Erfül-
lung der Options- oder Wandlungspflicht 
oder nach Ausübung einer Ersetzungsbe-
fugnis der Gesellschaft als Aktionär zu-
stehen würde; 
 

v zur Gewährung einer sogenannten Aktien-
dividende (Scrip Dividend), bei der den Akti-
onären angeboten wird, ihren Dividenden-
anspruch (ganz oder teilweise) als Sachein-
lage gegen Gewährung neuer Aktien aus 
dem genehmigten Kapital in die Gesell-
schaft einzulegen. 

 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt 
der Aktienrechte, die Einzelheiten der Kapi-
talerhöhung sowie die Bedingungen der Ak-
tienausgabe, insbesondere den Ausgabe-
betrag, festzulegen.“ 

 

6. Beschlussfassung über die Aufhe-
bung des in der Hauptversammlung am 26. 
Oktober 2020 beschlossenen Aktienoptions-
programms 2020 und des damit zusammen-
hängenden bedingten Kapitals 2020/II, über 
eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von 
Aktienoptionen an Mitglieder des Vorstands 
der Gesellschaft, und über die Schaffung ei-
nes Bedingten Kapitals 2021/I in Höhe von 
bis zu EUR 181.448,00 zur Bedienung der Ak-
tienoptionen und entsprechende Satzungs-
änderung 
 
In der Hauptversammlung am 26. Oktober 2020 
wurde ein Aktienoptionsprogramm 2020 be-
schlossen, wonach der Aufsichtsrat ermächtigt 
wurde, bis zu 25.000 Bezugsrechte auf bis zu 
25.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien 
der Gesellschaft an Mitglieder des Vorstands zu 
gewähren. Von dieser Ermächtigung wurde bis-
lang kein Gebrauch gemacht. Das Aktienopti-
onsprogramm 2020 und das damit zusammen-
hängende bedingte Kapital 2020/II in Höhe von 
EUR 25.000,00 sollen aufgehoben und durch ein 
neues Aktienoptionsprogramm 2021 und ein 
damit zusammenhängendes bedingtes Kapital 
2021/I ersetzt werden. 
 
Das Grundkapital der Gesellschaft wurde zwi-
schenzeitlich erhöht und beträgt EUR 
1.814.480,00, eingeteilt in eine gleichlautende 
Anzahl an auf den Inhaber lautende Stückak-
tien. Nach den gesetzlichen Vorschriften steht 
hiervon ein Betrag von höchstens 10 % für Akti-
enoptionsprogramme und ein oder mehrere 
damit zusammenhängende bedingte Kapitalia 
zur Verfügung. Unter Berücksichtigung der 
nachstehend vorgeschlagenen Aufhebung des 
Aktienoptionsprogramms 2020 und des damit 
zusammenhängenden bedingten Kapitals 
2020/II verbleibt damit gegenwärtig zur 
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Unterlegung eines Aktienoptionsprogramms 
2021 ein Betrag von EUR 181.448,00 für ein be-
dingtes Kapital 2021/I  
 
Um der Verwaltung künftig für die gesetzlich zu-
lässige Höchstlaufzeit von fünf Jahren die Mög-
lichkeit einzuräumen, schnell und flexibel Akti-
enoptionsrechte an Mitglieder des Vorstands 
der Gesellschaft zu begeben, soll unter Aufhe-
bung des Aktienoptionsprogramms 2020 ein 
neues Aktienoptionsprogramm 2021 beschlos-
sen werden. Auch das neue Programm dient ei-
ner zielgerichteten Incentivierung der Pro-
grammteilnehmer und soll gleichzeitig eine Bin-
dungswirkung der Teilnehmer an die Gesell-
schaft erreichen. Das neue Programm ist je-
doch inhaltlich differenzierter ausgestaltet und 
enthält insbesondere spezifischere Erfolgsziele. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie 
folgt zu beschließen: 
 

1. Aufhebung des Aktienoptionspro-
gramms 2020 und des bedingten Kapitals 
2020/II 
 
Die von der Hauptversammlung am 26. Ok-
tober 2020 unter Tagesordnungspunkt 7 er-
teilte Ermächtigung zur Ausgabe von bis zu 
25.000 Aktienoptionen an Mitglieder des 
Vorstands der Gesellschaft und das damit 
zusammenhängende bedingte Kapital 
2020/II in Höhe von bis zu EUR 25.000,00 
nach Maßgabe von § 5 Abs. 5 der Satzung 
wird mit Wirksamwerden der unter nach-
stehender Ziffer 2 vorgeschlagenen Er-
mächtigung (Aktienoptionsprogramm 
2021) aufgehoben.  
 
 
 

2. Aktienoptionsprogramm 2021 
 
Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, in der Zeit 
bis zum 29. Juni 2026 (einschließlich) im 
Rahmen des Aktienoptionsprogramms 
2021 bis zu 181.448 Bezugsrechte („Aktien-
optionsrechte“) auf bis zu 181.448 auf den 
Inhaber lautende Stückaktien der Gesell-
schaft zu gewähren.  
 
Die Ermächtigung wird mit Eintragung des 
Bedingten Kapitals 2021/I gemäß nachste-
hender Ziffer 3 und 4 im Handelsregister 
wirksam („Eintragungszeitpunkt“). 
 
Die Ausgabe der Aktienoptionsrechte und 
der Aktien zur Bedienung der Aktienopti-
onsrechte nach deren Ausübung erfolgt 
nach Maßgabe der folgenden Eckpunkte: 

 
a) Aktienoptionsrecht 

Jedes Aktienoptionsrecht gewährt das 
Recht, nach näherer Maßgabe der Aktien-
optionsbedingungen gegen Zahlung des 
unter lit. 0 bestimmten maßgeblichen Aus-
übungspreises eine auf den Inhaber lau-
tende Stückaktie der Gesellschaft mit einem 
auf jede Aktie entfallenden anteiligen Be-
trag des Grundkapitals von EUR 1,00 zu er-
werben.  
 
Die Aktienoptionsrechte können in zwei 
verschiedene Gattungen (Gattung A und 
Gattung B) unterteilt werden, die sich hin-
sichtlich ihres jeweiligen Ausübungspreises 
unterscheiden.  
 
Die Aktienoptionsbedingungen können vor-
sehen, dass die Gesellschaft den Berechtig-
ten zur Bedienung der Aktienoptionsrechte 
wahlweise statt neuer Aktien aus 
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bedingtem Kapital eigene Aktien oder eine 
Barzahlung gewähren kann. Der Erwerb ei-
gener Aktien zur alternativen Erfüllung der 
Aktienoptionsrechte muss den gesetzlichen 
Vorgaben entsprechen; eine Ermächtigung 
zum Erwerb eigener Aktien ist durch diesen 
Beschluss nicht erteilt. Die Barzahlung 
ergibt sich aus der Differenz zwischen dem 
Ausübungskurs und dem maßgeblichen 
Ausübungspreis. 

 
Der Ausübungskurs entspricht dem durch-
schnittlichen Schlusskurs (arithmetisches 
Mittel) der Aktien der Gesellschaft im Han-
del (Freiverkehr oder regulierter Markt) der-
jenigen deutschen Wertpapierbörse mit 
den höchsten Handelsumsätzen in den Ak-
tien der Gesellschaft in der relevanten Refe-
renzperiode („Relevanter Börsenhandel“) 
an den letzten fünf Handelstagen vor dem 
Tag der Ausübung der Aktienoptionsrechte 
(„Ausübungskurs“). 
 
Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des 
Geschäftsjahres am Gewinn teil, für das 
zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Ak-
tien noch kein Beschluss der Hauptver-
sammlung über die Verwendung des Bi-
lanzgewinns gefasst worden ist. 
 
Die Aktienoptionsrechte haben eine maxi-
male Laufzeit von acht Jahren ab dem Tag 
ihrer jeweiligen Ausgabe („Höchstlaufzeit“) 
und verfallen hiernach entschädigungslos. 
 
b) Kreis der Bezugsberechtigten  
Das Gesamtvolumen der bis zu 181.448 Ak-
tienoptionsrechte verteilt sich auf die 
grundsätzlich berechtigten Personengrup-
pen wie folgt: 

i Insgesamt bis zu Stück 181.448 Aktienopti-
onsrechte (100 %) können an Mitglieder des 
Vorstands der Gesellschaft (Gruppe 1) ge-
währt werden. 

 
ii An Arbeitnehmer der Gesellschaft (Gruppe 

2), an Mitglieder der Geschäftsführer von 
verbundenen Unternehmen (Gruppe 3) und 
an Arbeitnehmer von verbundenen Unter-
nehmen (Gruppe 4) dürfen keine Aktienop-
tionsrechte ausgegeben werden.  
 
Die Festlegung des genauen Kreises der Be-
zugsberechtigten sowie des Umfangs der 
ihnen jeweils zu gewährenden Aktienopti-
onsrechte obliegt dem Aufsichtsrat. 
 
Den Aktionären steht kein gesetzliches Be-
zugsrecht auf die Aktienoptionsrechte zu. 
 
Die Bezugsberechtigten müssen zum Zeit-
punkt der Gewährung Mitglieder des Vor-
stands der Gesellschaft („Beschäftigungs-
verhältnis“) sein. 
 
c)   Ausgabezeiträume 
Die Aktienoptionsrechte können in einer 
oder mehreren Tranchen ausgegeben wer-
den. Die Ausgabe von Aktienoptionsrechten 
ist nur innerhalb der nachstehenden jährli-
chen Ausgabezeiträume zulässig:  

 
i Innerhalb einer Frist von drei Monaten nach 

dem Eintragungszeitpunkt,  
 
ii Innerhalb einer Frist von vier Wochen nach 

Veröffentlichung eines Jahres- oder Halb-
jahresfinanzberichts oder einer Quartals-
mitteilung, und 
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iii innerhalb einer Frist von vier Wochen nach 
einer ordentlichen Hauptversammlung. 

 
Eine Ausgabe ist nicht zulässig, sofern und 
soweit die Ausgabe von Aktienoptionsrech-
ten aus rechtlichen Gründen unzulässig 
sein sollte. 
 
Die Aktienoptionsrechte können auch von 
einem Kreditinstitut übernommen werden 
mit der Verpflichtung, sie nach Weisung der 
Gesellschaft an die Bezugsberechtigten zu 
übertragen, die allein zur Ausübung der Be-
zugsrechte berechtigt sind. 
 
Die Ausgabe erfolgt durch Abschluss eines 
Begebungsvertrages zwischen der Gesell-
schaft bzw. dem beauftragten Kreditinstitut 
und dem Berechtigten. Die Form des Bege-
bungsvertrags bestimmt der Aufsichtsrat. 

 
d)  Wartezeit, Ausübungssperrfristen, Lauf-
zeit des Aktienoptionsrechts, depotmäßige 
Buchung 

 
Die Aktienoptionsrechte können frühestens 
vier Jahre nach dem Tag ihrer Ausgabe aus-
geübt werden („Wartezeit“). Nach Ablauf 
der Wartezeit können die Aktienoptions-
rechte, soweit hierfür die Erfolgsziele ge-
mäß lit. 0 erreicht sind, außerhalb der Aus-
übungssperrfristen jederzeit ausgeübt wer-
den.  
 
Ausübungssperrfristen sind jeweils die fol-
genden Zeiträume:  

 
i Der Zeitraum ab Ablauf der Frist zur Anmel-

dung zu einer Hauptversammlung der Ge-
sellschaft bis zum Ablauf des Tages der 
Hauptversammlung, 

ii der Zeitraum von dem Tag, an dem die Ge-
sellschaft ein Angebot an ihre Aktionäre 
zum Bezug von neuen Aktien veröffentlicht 
bis zum Ende der Angebotsfrist, 

 
iii während eines Zeitraums von 30 Kalender-

tagen vor Veröffentlichung eines Jahres- 
oder Halbjahresfinanzberichts nach zeitli-
cher Maßgabe des Unternehmenskalen-
ders, und  

 
iv der Zeitraum vom 15. Dezember eines Jah-

res bis zum Ablauf des 15. Januar des Folge-
jahres.  

 
Die vorstehend genannten Ausübungssperrfris-
ten verstehen sich jeweils einschließlich der be-
zeichneten Anfangs- und Endzeitpunkte. Im Üb-
rigen sind die Einschränkungen zu beachten, 
die sich aus den allgemeinen Rechtsvorschrif-
ten, insbesondere dem Insiderhandelsverbot 
nach der europäischen Marktmissbrauchsver-
ordnung ergeben. Der Aufsichtsrat kann in be-
gründeten Ausnahmefällen weitere Aus-
übungssperrfristen festlegen, deren Beginn 
den Berechtigten jeweils rechtzeitig vorher mit-
geteilt wird. 
 
Die Ausübung der Aktienoptionsrechte ist – un-
ter Beachtung der Wartezeit, der Ausübungs-
sperrfristen und der Erfolgsziele – innerhalb der 
Höchstlaufzeit möglich, soweit die Aktienopti-
onsrechte nicht bereits vorher verfallen sind.  
 
Die Aktienoptionsrechte können nur ausgeübt 
werden, wenn in der entsprechenden Bezugs-
erklärung ein Wertpapierdepot benannt wird, 
auf das die bezogenen Aktien der Gesellschaft 
zulässigerweise und ordnungsgemäß geliefert 
und gebucht werden können. 
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e)  Erfolgsziele 
 
Die Ausübbarkeit der Aktienoptionsrechte 
richtet sich nach den folgenden, alternativ 
zu erreichenden Erfolgszielen (jeweils ein 
„Erfolgsziel“):  

 
i Der Unternehmenswert der Gesellschaft, 

berechnet anhand der Marktkapitalisierung 
auf Grundlage des jeweiligen Tagesschluss-
kurses der Aktien der Gesellschaft im Rele-
vanten Börsenhandel, erreicht oder über-
schreitet einen Betrag von EUR 100 Mio.;  
 
oder 

 
ii der Umsatz der Gesellschaft (soweit an-

wendbar auf Konzernebene) beträgt in den 
letzten vier aufeinanderfolgenden abge-
schlossenen Geschäftsjahresquartalen zu-
sammen mindestens EUR 100 Mio.; maß-
geblich für die Erreichung dieses Erfolgs-
ziels ist der jeweils veröffentlichte Jahres- 
bzw. Konzernabschluss, Halbjahresab-
schluss bzw. Quartalsbericht bzw. die ent-
sprechende Quartalsmitteilung; 
 
oder 

 
iii der Normalisierte Jahresüberschuss der Ge-

sellschaft (soweit anwendbar auf Konzern-
ebene) beträgt in einem Geschäftsjahr min-
destens EUR 10 Mio.; maßgeblich für die Er-
reichung dieses Erfolgsziels ist der jeweils 
vom Aufsichtsrat festgestellte Jahresab-
schluss bzw. gebilligte Konzernabschluss. 
„Normalisierter Jahresüberschuss“ in 
vorstehendem Sinne bedeutet der jeweilige 
Jahresüberschuss vor Unternehmenssteu-
ern nach der relevanten Rechnungsle-
gungsmethode (i) abzüglich der darin 

enthaltenen Erträge aus Unternehmens- 
oder Beteiligungsveräußerungen, soweit 
nicht der Aufsichtsrat ausnahmsweise be-
stimmt, dass solche Erträge ganz oder teil-
weise berücksichtigt werden sollen, und (ii) 
zuzüglich der Abschreibungen auf denjeni-
gen Anteil des Geschäfts- oder Firmen-
werts, der sich aus der am 26. Oktober 2020 
von der Hauptversammlung beschlossenen 
Sachkapitalerhöhung ergeben hat. 
 
Ist ein Erfolgsziel vollständig, d. h. zu 100 % 
oder mehr erreicht, kann der Optionsbe-
rechtigte alle von ihm zur Zeit der Zielerrei-
chung gehaltenen Aktienoptionsrechte aus-
üben. 

 
Ist ein Erfolgsziel hälftig, d. h. zu 50 % oder 
mehr erreicht, kann der Optionsberechtigte 
die Hälfte der von ihm zur Zeit der Zielerrei-
chung gehaltenen Aktienoptionsrechte aus-
üben (Cliff). Darüber hinaus erhöht sich die 
Ausübbarkeit bis zur vollständigen Errei-
chung eines der Erfolgsziele linear jeweils in 
10 %-Schritten nach folgender Maßgabe: 

 
A) Ist ein Erfolgsziel zu 60 %, aber noch nicht 

zu 70 % erreicht, können 60 % der vom Op-
tionsberechtigten zur Zeit der Zielerrei-
chung gehaltenen Aktienoptionsrechte aus-
geübt werden. 

 
B) Ist ein Erfolgsziel zu 70 %, aber noch nicht 

zu 80 % erreicht, können 70 % der vom Op-
tionsberechtigten zur Zeit der Zielerrei-
chung gehaltenen Aktienoptionsrechte aus-
geübt werden. 

 
C) Ist ein Erfolgsziel zu 80 %, aber noch nicht 

zu 90 % erreicht, können 80 % der  
vom Optionsberechtigten zur Zeit der 
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Zielerreichung gehaltenen Aktienoptions-
rechte ausgeübt werden. 

 
D) Ist ein Erfolgsziel zu 90 %, aber noch nicht 

zu 100 % erreicht, können 90 % der vom Op-
tionsberechtigten zur Zeit der Zielerrei-
chung gehaltenen Aktienoptionsrechte aus-
geübt werden. 

 
Falls sich im Rahmen der vorstehenden Be-
rechnung Bruchteile von Aktienoptions-
rechten ergeben, bleiben diese für eine 
Ausübbarkeit unberücksichtigt. 

 
f)  Ausübungspreis und Optionsgattungen 

 
Die Aktienoptionsrechte können im Hin-
blick auf ihren Ausübungspreis in zwei ver-
schiedene Gattungen (Gattung A und Gat-
tung B) unterteilt werden. 

 
i Gattung A 

 
Der bei Erwerb einer Aktie der Gesellschaft 
infolge der Ausübung eines Aktienoptions-
rechts der Gattung A zu zahlende Preis 
(„Ausübungspreis A“) bestimmt sich nach 
folgender Maßgabe, sofern sich nicht nach 
Maßgabe von lit. h) Änderungen ergeben: 
 
Der Ausübungspreis A entspricht 100 % des 
Ausgabekurses.  
 

ii Gattung B 
 
Der bei Erwerb einer Aktie der Gesellschaft 
in Folge der Ausübung eines Aktienoptions-
rechts der Gattung B zu zahlende Preis 
(„Ausübungspreis B“) (Ausübungspreis A 
und Ausübungspreis B je nach betroffener 
Gattung der „Ausübungspreis“) bestimmt 

sich nach folgender Maßgabe, sofern sich 
nicht nach Maßgabe von lit. h) Änderungen 
ergeben: 
 
Der Ausübungspreis B entspricht 100 % des 
Ausgabekurses, höchstens jedoch EUR 
10,00.  
 
Der Ausgabekurs entspricht dabei dem 
durchschnittlichen Schlusskurs (arithmeti-
sches Mittel) der Aktien der Gesellschaft im 
Relevanten Börsenhandel an den letzten 
fünf Handelstagen vor dem Tag der Aus-
gabe des jeweiligen Aktienoptionsrechts 
(„Ausgabekurs“). 
 
Über die Aufteilung der Aktienoptions-
rechte in die Gattungen A und B und die 
Höhe der an jeden Optionsberechtigten 
ausgegebenen Optionsgattungen und die 
jeweilige Anzahl an Aktienoptionsrechten 
entscheidet der Aufsichtsrat. 
 
g)  Verwässerungsschutz 
 
Führt die Gesellschaft innerhalb der Lauf-
zeit der Aktienoptionsrechte Kapital- und 
Strukturmaßnahmen durch, ist der Auf-
sichtsrat ermächtigt, die Berechtigten wirt-
schaftlich gleichzustellen. Dies gilt insbe-
sondere, sofern die Gesellschaft unter Ein-
räumung eines unmittelbaren oder mittel-
baren Bezugsrechts an die Aktionäre das 
Grundkapital durch Ausgabe neuer Aktien 
gegen Bareinlagen erhöht oder Teilschuld-
verschreibungen mit Options- oder Wan-
delrechten begibt. Die Gleichstellung kann 
durch die Herabsetzung des Ausübungs-
preises oder durch die Anpassung des Be-
zugsverhältnisses oder durch eine Kombi-
nation von beidem erfolgen. Ein Anspruch 
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der Berechtigten auf wirtschaftliche Gleich-
stellung oder einen sonstigen Verwässe-
rungsschutz besteht jedoch nicht. Im Falle 
der Ausgabe von Aktien, Wandelschuldver-
schreibungen oder Optionsrechten im Rah-
men von aktienbasierten Vergütungspro-
grammen einschließlich Aktienoptionspro-
grammen wird kein Ausgleich oder ein 
sonstiger Verwässerungsschutz gewährt. 
 
Im Falle einer Kapitalerhöhung aus Gesell-
schaftsmitteln durch Ausgabe neuer Aktien 
erhöht sich die Anzahl der Aktien, die je Ak-
tienoptionsrecht bezogen werden können, 
im gleichen Verhältnis wie das Grundkapi-
tal. Der Ausübungspreis mindert sich ent-
sprechend dem Verhältnis der Kapitalerhö-
hung. § 9 Abs. 1 AktG bleibt unberührt. Er-
folgt die Kapitalerhöhung aus Gesell-
schaftsmitteln ohne Ausgabe neuer Aktien 
(§ 207 Abs. 2 Satz 2 AktG), bleiben das Be-
zugsverhältnis und der Ausübungspreis un-
verändert. 
 
Im Falle einer Kapitalherabsetzung im Wege 
der Zusammenlegung oder Einziehung von 
Aktien vermindert sich die Anzahl von Ak-
tien, die je Aktienoptionsrecht bezogen wer-
den können, in dem Verhältnis, das dem 
Verhältnis des Herabsetzungsbetrages des 
Grundkapitals zum Grundkapital der Ge-
sellschaft vor der Kapitalherabsetzung ent-
spricht. Der Ausübungspreis je Aktie wird 
bei einer nominellen Kapitalherabsetzung 
im Wege der Zusammenlegung von Aktien 
entsprechend dem Verhältnis der Kapital-
herabsetzung erhöht. Wird das Kapital ge-
gen Rückzahlung von Einlagen herabgesetzt 
oder erworbene eigene Aktien eingezogen, 
findet keine Anpassung des Ausübungs-
preises und des Bezugsverhältnisses statt. 

 
Im Falle eines Aktiensplits ohne Änderung 
des Grundkapitals erhöht sich die Anzahl 
der Aktien, die je Aktienoptionsrecht bezo-
gen werden können, in dem Verhältnis, in 
dem eine alte Aktie gegen neue Aktien ein-
getauscht wird. Der Ausübungspreis min-
dert sich entsprechend dem Verhältnis, in 
dem alte Aktien gegen neue Aktien einge-
tauscht werden. Entsprechend verringert 
sich die Anzahl der Aktien, die je Aktienopti-
onsrecht bezogen werden können im Falle 
der Zusammenlegung von Aktien. Der Aus-
übungspreis wird in dem Verhältnis erhöht, 
in dem alte Aktien gegen neue Aktien einge-
tauscht werden. 
 
Bruchteile von Aktien werden nicht geliefert 
und nicht ausgeglichen. Bei Erklärung der 
Ausübung mehrerer Aktienoptionsrechte 
durch einen Berechtigten werden jedoch 
Bruchteile von Aktien zusammengelegt. 

 
h)  Nichtübertragbarkeit und Verfall 

 
Die Aktienoptionsrechte werden als nicht 
übertragbare Bezugsrechte gewährt. Die 
Aktienoptionsrechte sind mit Ausnahme 
des Erbfalls weder übertragbar noch veräu-
ßerbar, verpfändbar oder anderweitig be-
lastbar.  
 
Die Aktienoptionsbedingungen können 
Sonderregelungen für den Verfall und/oder 
Nicht-Verfall der Aktienoptionsrechte vor-
sehen. Dies gilt insbesondere für die Fälle, 
in denen das Beschäftigungsverhältnis 
durch Todesfall, verminderter Erwerbsfä-
higkeit, Pensionierung, Kündigung oder an-
derweitig endet (sog. Leaver-Regelungen) 
oder für den Fall, dass der Optionsinhaber 
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nach Kündigung seines alten Beschäfti-
gungsverhältnisses ein neues Beschäfti-
gungsverhältnis eingeht. 
 
In jedem Fall verfallen sämtliche nicht aus-
geübten Aktienoptionsrechte entschädi-
gungslos spätestens nach Ablauf der 
Höchstlaufzeit. 
 
i)   Regelung der Einzelheiten 
Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die weite-
ren Bedingungen des Aktienoptionspro-
gramms 2021 festzulegen. Zu den wichtigs-
ten Einzelheiten gehören insbesondere der 
Umfang der zu gewährenden Aktienopti-
onsrechte und die Aufteilung in die ver-
schiedenen Gattungen, weitere Einzelhei-
ten über die Anpassung des Ausübungs-
preises und/oder des Bezugsverhältnisses 
bei Kapital- und Strukturmaßnahmen zum 
Zwecke des Verwässerungsschutzes, be-
sondere Regelungen zur Optionsausgabe 
an und Ausübung der Aktienoptionsrechte 
durch im Ausland ansässige Bezugsberech-
tigte unter Berücksichtigung der dort gel-
tenden kapitalmarktrechtlichen Bestim-
mungen, den konkreten Ausgabetag inner-
halb der vorgesehenen Zeiträume, das Ver-
fahren für die Zuteilung an die einzelnen 
berechtigten Personen, das Verfahren zur 
Ausübung der Aktienoptionsrechte sowie 
weitere Verfahrensregelungen, insbeson-
dere die technische Abwicklung der Aus-
gabe der entsprechenden Aktien der Gesell-
schaft bzw. Leistung der Barzahlung nach 
Optionsausübung, sowie Regelungen zum 
Verfall bzw. Nicht-Verfall der Aktienoptions-
rechte. 
 
 

3. Schaffung eines Bedingten Kapitals 
2021/I 
Das Grundkapital wird um bis zu EUR 
181.448,00 durch Ausgabe von bis zu Stück 
181.448 auf den Inhaber lautende Stückak-
tien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 
2021/I). Die bedingte Kapitalerhöhung dient 
ausschließlich der Gewährung von Rechten 
an die Inhaber von Aktienoptionsrechten 
aus dem Aktienoptionsprogramm 2021, zu 
deren Ausgabe der Aufsichtsrat in der Zeit 
bis zum 29. Juni 2026 (einschließlich) mit Be-
schluss der Hauptversammlung vom 30. 
Juni 2021 gemäß vorstehender Ziffer 2 er-
mächtigt wurde. Die bedingte Kapitalerhö-
hung wird nur insoweit durchgeführt, wie 
die Inhaber von Aktienoptionsrechten, die 
aufgrund der Ermächtigung der Hauptver-
sammlung vom 30. Juni 2021 gewährt wur-
den, diese Aktienoptionsrechte ausüben 
und die Gesellschaft die Aktienoptions-
rechte nicht durch Lieferung eigener Aktien 
oder durch Barzahlung erfüllt.  
 
Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des 
Geschäftsjahres am Gewinn teil, für das 
zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Ak-
tien noch kein Beschluss der Hauptver-
sammlung über die Verwendung des Bi-
lanzgewinns gefasst worden ist.  
 
Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die weite-
ren Einzelheiten der Durchführung der be-
dingten Kapitalerhöhung festzulegen. Der 
Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung 
der Satzung entsprechend dem Umfang der 
Kapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapi-
tal 2021/I zu ändern. 
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4. Satzungsänderung 
§ 5 Abs. 5 der Satzung wird wie folgt neuge-
fasst: 
„Das Grundkapital ist um bis zu EUR 
181.448,00 durch Ausgabe von bis zu Stück 
181.448 auf den Inhaber lautende Stückak-
tien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 
2021/I). Die bedingte Kapitalerhöhung dient 
ausschließlich der Gewährung von Rechten 
an die Inhaber von Aktienoptionsrechten 
aus dem Aktienoptionsprogramm 2021, zu 
deren Ausgabe der Aufsichtsrat in der Zeit 
bis zum 29. Juni 2026 (einschließlich) mit Be-
schluss der Hauptversammlung vom 30. 
Juni 2021 ermächtigt wurde. Die bedingte 
Kapitalerhöhung wird nur insoweit durch-
geführt, wie die Inhaber von Aktienoptions-
rechten, die aufgrund der Ermächtigung 
der Hauptversammlung vom 30. Juni 2021 
gewährt wurden, diese Aktienoptionsrechte 
ausüben und die Gesellschaft die Aktienop-
tionsrechte nicht durch Lieferung eigener 
Aktien oder durch Barzahlung erfüllt.  

 
Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des 
Geschäftsjahres am Gewinn teil, für das 
zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Ak-
tien noch kein Beschluss der Hauptver-
sammlung über die Verwendung des Bi-
lanzgewinns gefasst worden ist.  
 
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung der beding-
ten Kapitalerhöhung festzulegen. Der Auf-
sichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Sat-
zung entsprechend dem Umfang der Kapi-
talerhöhung aus dem Bedingten Kapital 
2021/I zu ändern.“ 

 
7. Beschlussfassung über die Ermächti-
gung zur Ausgabe von Options- und/oder 

Wandelschuldverschreibungen (oder Kombi-
nationen dieser Instrumente), Schaffung ei-
nes Bedingten Kapitals 2021/II und entspre-
chende Satzungsänderung 
 
In der Hauptversammlung am 26. Oktober 2020 
wurde eine Ermächtigung zur Ausgabe von Op-
tions- und/oder Wandelschuldverschreibungen 
(oder Kombinationen dieser Instrumente) be-
schlossen, wonach der Vorstand ermächtigt 
wurde, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis 
zum 25. Oktober 2025 auf den Inhaber oder auf 
den Namen lautende Options- und/oder Wan-
delschuldverschreibungen im Gesamtbetrag 
von bis zu EUR 2.000.000,00 auszugeben. Von 
dieser Ermächtigung wurde bislang kein Ge-
brauch gemacht. Diese Ermächtigung und das 
damit zusammenhängende bedingte Kapital 
2020 I in Höhe von EUR 100.000,00 sollen auf-
gehoben und durch eine neue Ermächtigung 
zur Ausgabe von Options- und/oder Wandel-
schuldverschreibungen und ein damit zusam-
menhängendes bedingtes Kapital 2021/II er-
setzt werden. 
 
Das Grundkapital der Gesellschaft wurde zwi-
schenzeitlich erhöht und beträgt EUR 
1.814.480,00, eingeteilt in eine gleichlautende 
Anzahl an auf den Inhaber lautende Stückak-
tien. Nach den gesetzlichen Vorschriften steht 
hiervon ein Betrag von höchstens 50 % für be-
dingte Kapitalia zur Verfügung. Unter Berück-
sichtigung der nachstehend vorgeschlagenen 
Aufhebung (i) des Aktienoptionsprogramms 
2020 und (ii) der Ermächtigung zur Ausgabe von 
Options- und/oder Wandelschuldverschreibun-
gen (oder Kombinationen dieser Instrumente) 
der damit zusammenhängenden bedingten Ka-
pitalia 2020/II und 2020 I sowie (iii) der Schaf-
fung des Aktienoptionsprogramms mit Unterle-
gung durch das geplante bedingtes Kapital 
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2021/I in Höhe von EUR 181.448,00 verbleibt für 
die Unterlegung der Ermächtigung zur Ausgabe 
von Options- und/oder Wandelschuldverschrei-
bungen (oder Kombinationen dieser Instru-
mente) ein bedingtes Kapital in Höhe von 
EUR 725.792,00. 
 
Eine angemessene Kapitalausstattung ist eine 
wesentliche Grundlage für die Entwicklung der 
Gesellschaft. Durch die Schaffung der Möglich-
keit zur Ausgabe von Wandelschuldverschrei-
bungen und/oder Optionsschuldverschreibun-
gen vergrößert die Gesellschaft das Spektrum 
von möglichen Finanzierungsalternativen im 
Falle eines Bedarfs an liquiden Mitteln oder zu-
sätzlichem Kapital.  
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie 
folgt zu beschließen: 
 

1. Aufhebung der Ermächtigung zur 
Ausgabe von Options- und/oder Wandel-
schuldverschreibungen (oder Kombina-
tionen dieser Instrumente) und Aufhe-
bung des Bedingten Kapitals 2020 I 
 
Die von der Hauptversammlung am 26. Ok-
tober 2020 unter Tagesordnungspunkt 6 er-
teilte Ermächtigung zur Ausgabe von Opti-
ons- und/oder Wandelschuldverschreibun-
gen (oder Kombinationen dieser Instru-
mente) und das damit zusammenhängende 
Bedingte Kapital 2020 I in Höhe von EUR 
100.000,00 nach Maßgabe von § 5 Abs. 4 
der Satzung wird mit Wirksamwerden der 
unter nachstehender Ziffer 2 vorgeschlage-
nen Ermächtigung und des Bedingten Kapi-
tals 2021/II aufgehoben.  
 
 

2. Ermächtigung zur Ausgabe von Opti-
ons- und/oder Wandelschuldverschrei-
bungen (oder Kombinationen dieser In-
strumente) und zum Ausschluss des Be-
zugsrechts auf diese Instrumente 
 
a) Allgemeines 
 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats bis zum 29. Juni 
2026 einmalig oder mehrmals, auch gleich-
zeitig in mehreren Tranchen, auf den Inha-
ber oder auf den Namen lautende Options- 
und/oder Wandelschuldverschreibungen 
(zusammen „Schuldverschreibungen“) im 
Gesamtbetrag von bis zu 
EUR 25.000.000,00, jeweils mit oder ohne 
Laufzeitbeschränkung, zu begeben, die 
nach näherer Maßgabe der jeweiligen Be-
dingungen der Optionsschuldverschreibun-
gen („Optionsbedingungen“) Options-
rechte gewähren oder Optionspflichten vor-
sehen bzw. die nach näherer Maßgabe der 
jeweiligen Bedingungen der Wandelschuld-
verschreibungen („Anleihebedingungen“) 
Wandlungsrechte gewähren oder Wand-
lungspflichten vorsehen, und zwar auf ins-
gesamt bis zu 725.792 auf den Inhaber lau-
tende Stückaktien der Gesellschaft mit ei-
nem anteiligen Betrag des Grundkapitals 
von insgesamt bis zu EUR 725.792,00. Die 
Schuldverschreibungen können außer in 
Euro – unter Begrenzung auf den entspre-
chenden Euro-Gegenwert – in jeder gesetz-
lichen Währung eines OECD-Landes ausge-
geben werden. Die Schuldverschreibungen 
können gegen Barleistung ausgeben wer-
den. Daneben können Schuldverschreibun-
gen auch gegen Sachleistung, insbesondere 
zum Zwecke des Erwerbs von Unterneh-
men, Beteiligungen an Unternehmen, 



Einladung Hauptversammlung 2021 

Tagesordnung – 32122926v1 
 

                       17  
 

Unternehmensteilen, Forderungen, Paten-
ten und Lizenzen oder sonstigen Vermö-
gensgegenständen, ausgegeben werden, 
wenn deren Wert mindestens dem Ausga-
bebetrag der Schuldverschreibungen ent-
spricht. 
 
Die Schuldverschreibungen können auch 
durch mit der Gesellschaft im Sinne von 
§§ 15 ff. AktG verbundene Unternehmen im 
In- und Ausland begeben werden („Kon-
zerngesellschaft“). Für den Fall der Bege-
bung durch eine Konzerngesellschaft wird 
der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats für die Gesellschaft die 
Garantie für die Schuldverschreibungen zu 
übernehmen und den Inhabern von Wan-
delschuldverschreibungen Wandlungs-
rechte bzw. den Inhabern von Options-
schuldverschreibungen Optionsrechte oder 
Optionspflichten auf Aktien der Gesell-
schaft zu gewähren bzw. aufzuerlegen. 
 
b) Options- und Wandelschuldverschrei-

bungen  
 
Die Schuldverschreibungen werden in Teil-
schuldverschreibungen eingeteilt. Im Falle 
der Ausgabe von Optionsschuldverschrei-
bungen werden jeder Teilschuldverschrei-
bung ein oder mehrere Optionsscheine bei-
gefügt, die den Inhaber oder Gläubiger 
nach näherer Maßgabe der vom Vorstand 
festzulegenden Optionsbedingungen zum 
Bezug von auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien der Gesellschaft berechtigen 
bzw. im Falle von Optionspflichten zum Be-
zug der Aktien der Gesellschaft verpflichten. 
Die Optionsbedingungen können vorsehen, 
dass der Optionspreis auch durch Übertra-
gung von Teilschuldverschreibungen und 

gegebenenfalls eine bare Zuzahlung erfüllt 
werden kann. Der anteilige Betrag des 
Grundkapitals, der auf die je (Teil-)Options-
schuldverschreibung zu beziehenden Ak-
tien entfällt, darf den Nennbetrag dieser 
(Teil-)Optionsschuldverschreibung nicht 
überschreiten. Soweit sich Bruchteile von 
Aktien ergeben, kann vorgesehen werden, 
dass diese Bruchteile nach Maßgabe der 
Options- und Anleihebedingungen, gegebe-
nenfalls durch Zuzahlung, zum Bezug gan-
zer Aktien aufaddiert werden können. Das 
Umtauschverhältnis kann in jedem Fall auf 
eine ganze Zahl auf- oder abgerundet wer-
den. Im Übrigen kann vorgesehen werden, 
dass Spitzen zusammengelegt und/oder in 
Geld ausgeglichen werden; ferner kann die 
Leistung einer baren Zuzahlung vorgesehen 
werden. 
 
Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldver-
schreibungen erhalten bei auf den Inhaber 
lautenden Schuldverschreibungen die Inha-
ber, ansonsten die Gläubiger der Teil-
schuldverschreibungen, das Recht bzw., so-
fern eine Wandlungspflicht vorgesehen ist, 
übernehmen sie die Pflicht, ihre Teilschuld-
verschreibungen gemäß den vom Vorstand 
festgelegten Wandelanleihebedingungen in 
auf den Inhaber lautende Stückaktien der 
Gesellschaft zu wandeln. Das Wandlungs-
verhältnis ergibt sich aus der Division des 
Nennbetrages oder des unter dem Nennbe-
trag liegenden Ausgabebetrages einer Teil-
schuldverschreibung durch den festgesetz-
ten Wandlungspreis für eine auf den Inha-
ber lautende Stückaktie der Gesellschaft 
und kann auf eine volle Zahl auf- oder abge-
rundet werden; ferner können eine in bar 
zu leistende Zuzahlung und die Zusammen-
legung oder ein Ausgleich für nicht 
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wandlungsfähige Spitzen festgesetzt wer-
den. Die Anleihebedingungen können ein 
variables Wandlungsverhältnis und eine Be-
stimmung des Wandlungspreises (vorbe-
haltlich des nachfolgend bestimmten Min-
destpreises) innerhalb einer vorgegebenen 
Bandbreite in Abhängigkeit von der Ent-
wicklung des künftigen Kurses der Stückak-
tien der Gesellschaft während der Laufzeit 
der Anleihe vorsehen. 

 
c) Ersetzungsbefugnis 

 
Die Anleihe- bzw. Optionsbedingungen kön-
nen das Recht der Gesellschaft vorsehen, 
im Falle der Wandlung oder Optionsaus-
übung nicht neue Stückaktien zu gewähren, 
sondern einen Geldbetrag zu zahlen, der 
für die Anzahl der andernfalls zu liefernden 
Aktien dem volumengewichteten durch-
schnittlichen Schlusskurs der Stückaktien 
der Gesellschaft im elektronischen Handel 
an der Börse Düsseldorf während einer in 
den Anleihe- bzw. Optionsbedingungen 
festzulegenden Frist entspricht. Die An-
leihe- bzw. Optionsbedingungen können 
auch vorsehen, dass die Schuldverschrei-
bung, die mit Options- oder Wandlungs-
rechten oder Options- oder Wandlungs-
pflichten verbunden ist, nach Wahl der Ge-
sellschaft statt in neuen Aktien aus beding-
tem Kapital in bereits existierende Aktien 
der Gesellschaft oder einer anderen bör-
sennotierten Gesellschaft gewandelt wird, 
oder das Optionsrecht durch Lieferung sol-
cher Aktien erfüllt werden kann. Die An-
leihe- bzw. Optionsbedingungen können 
eine Kombination dieser Erfüllungsformen 
vorsehen. 
 

Die Anleihebedingungen können auch das 
Recht der Gesellschaft vorsehen, bei Endfäl-
ligkeit der Schuldverschreibung, die mit Op-
tions- oder Wandlungsrechten oder Opti-
ons- oder Wandlungspflichten verbunden 
ist (dies umfasst auch eine Fälligkeit wegen 
Kündigung), den Inhabern oder Gläubigern 
ganz oder teilweise anstelle der Zahlung 
des fälligen Geldbetrages Stückaktien der 
Gesellschaft oder einer anderen börsenno-
tierten Gesellschaft zu gewähren. 

 
d) Options- und/oder Wandlungspflicht  
 
Die Anleihe- bzw. Optionsbedingungen kön-
nen auch eine bedingte oder unbedingte 
Pflicht zur Wandlung oder Optionsaus-
übung zum Ende der Laufzeit oder zu einem 
früheren Zeitpunkt oder aufgrund eines be-
stimmten Ereignisses vorsehen. Die Gesell-
schaft kann in den Anleihe- bzw. den Opti-
onsbedingungen berechtigt werden, eine 
etwaige Differenz zwischen dem Nennbe-
trag oder einem etwaigen niedrigeren Aus-
gabebetrag der Wandel- oder Options-
schuldverschreibung und dem Produkt aus 
Options- bzw. Wandlungspreis und Um-
tauschverhältnis ganz oder teilweise in bar 
auszugleichen.. 
 
e) Options- und Wandlungspreis 
Im Falle der Begebung von Schuldverschrei-
bungen, die Options- oder Wandlungs-
rechte gewähren, muss im Fall der Festset-
zung eines variablen Wandlungspreises in 
Abhängigkeit von der Entwicklung des künf-
tigen Kurses der Stückaktien der Gesell-
schaft während der Laufzeit der Anleihe der 
jeweils festzusetzende Options- bzw. Wand-
lungspreis für eine Stückaktie der Gesell-
schaft – mit Ausnahme der Fälle, in denen 
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eine Ersetzungsbefugnis (unter c)) oder eine 
Wandlungspflicht (unter d)) vorgesehen ist 
– mindestens 95 % des volumengewichte-
ten durchschnittlichen Schlusskurses der 
Stückaktien der Gesellschaft im elektroni-
schen Handel der Börse Düsseldorf für den 
Zeitraum von mindestens fünf aufeinander-
folgenden Handelstagen, der mit demjeni-
gen Handelstag endet, der dem Tag der 
Ausübung der Options- oder Wandlungs-
rechte vorangeht, betragen. 
 
Bei der Festsetzung eines fixen Options- 
oder Wandlungspreises in den Anleihebe-
dingungen muss dieser mindestens 80% 
des volumengewichteten durchschnittli-
chen Schlusskurses der Stückaktien der Ge-
sellschaft im elektronischen Handel der 
Börse Düsseldorf betragen, und zwar für 
den Zeitraum von mindestens fünf aufei-
nanderfolgenden Handelstagen, der mit 
demjenigen Handelstag endet, der dem Tag 
der Beschlussfassung durch den Vorstand 
über die Ausgabe der Schuldverschreibung, 
die mit Options- oder Wandlungsrechten 
oder Wandlungspflichten ausgestattet ist, 
vorangeht. 
 
In den Fällen der Ersetzungsbefugnis und 
der Wandlungspflicht muss der Options- 
und Wandlungspreis nach näherer Maß-
gabe der Anleihebedingungen mindestens 
entweder den oben genannten Mindest-
preis (80%) betragen oder dem volumenge-
wichteten durchschnittlichen Schlusskurs 
der Stückaktien der Gesellschaft im elektro-
nischen Handel der Börse Düsseldorf wäh-
rend der letzten mindestens fünf Börsen-
tage vor dem Tag der Endfälligkeit oder ei-
nem anderen festgelegten Zeitpunkt ent-
sprechen, auch wenn dieser 

Durchschnittskurs unterhalb des oben ge-
nannten Mindestpreises (95%) liegt. § 9 Abs. 
1 AktG und § 199 AktG bleiben jeweils unbe-
rührt. 

 
f) Verwässerungsschutz 
Bei mit Options- oder Wandlungsrechten 
oder Options- oder Wandlungspflichten 
verbundenen Schuldverschreibungen kann 
der Options- bzw. Wandlungspreis unbe-
schadet des § 9 Abs. 1 AktG im Falle der Op-
tions- oder Wandlungsrechte oder Wand-
lungspflichten nach nähren Bestimmungen 
der Bedingungen der Schuldverschreibun-
gen wertwahrend angepasst werden, wenn 
die Gesellschaft bis zum Ablauf der Opti-
ons- bzw. Wandlungsfrist unter Einräu-
mung eines Bezugsrechts an ihre Aktionäre 
das Grundkapital erhöht oder weitere 
Schuldverschreibungen begibt oder garan-
tiert und den Inhabern schon bestehender 
Options- oder Wandlungsrechte bzw. -
pflichten hierbei kein Bezugsrecht einge-
räumt wird, soweit die Anpassung nicht 
schon durch Gesetz geregelt ist oder Be-
zugsrechte als Kompensation eingeräumt 
werden oder ein entsprechender Betrag in 
Geld geleistet wird. Die Anleihebedingun-
gen können auch für andere Maßnahmen 
oder Ereignisse, die zu einer Verwässerung 
des Wertes der Options- bzw. Wandlungs-
rechte oder -pflichten führen können, eine 
wertwahrende Anpassung des Options- 
bzw. Wandlungspreises vorsehen. 

 
g) Ermächtigung zur Festlegung der weite-

ren Einzelheiten 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-
heiten der Ausgabe und Ausstattung der 
Schuldverschreibungen, insbesondere 
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Zinssatz, Art der Verzinsung, Ausgabekurs, 
Laufzeit und Stückelung sowie Options- 
bzw. Wandlungszeitraum und eine mögli-
che Variabilität des Umtauschverhältnisses 
zu bestimmen bzw., soweit einschlägig, im 
Einvernehmen mit den Organen des die Op-
tions- oder Wandelanleihe ausgebenden 
Konzernunternehmens festzulegen. 

 
h) Bezugsrecht 
Den Aktionären steht grundsätzlich ein Be-
zugsrecht zu, d.h. die Schuldverschreibun-
gen sind grundsätzlich den Aktionären der 
Gesellschaft zum Bezug anzubieten. Die 
Schuldverschreibungen können auch von 
einem oder mehreren Kreditinstituten mit 
der Verpflichtung übernommen werden, sie 
den Aktionären zum Bezug anzubieten 
(„mittelbares Bezugsrecht“). Werden 
Schuldverschreibungen von einem Kon-
zernunternehmen ausgegeben, hat die Ge-
sellschaft die Gewährung des gesetzlichen 
Bezugsrechts für die Aktionäre der Gesell-
schaft sicherzustellen. 
 
Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, das 
Bezugsrecht der Aktionäre auf Schuldver-
schreibungen auszuschließen, sofern sie 
gegen Barzahlung ausgegeben werden und 
der Vorstand nach pflichtgemäßer Prüfung 
zu der Auffassung gelangt, dass der Ausga-
bepreis den nach anerkannten finanzma-
thematischen Methoden ermittelten theo-
retischen Marktwert der Schuldverschrei-
bungen nicht wesentlich unterschreitet. 
Dies gilt jedoch nur für Schuldverschreibun-
gen mit einem Wandlungs- und/oder Opti-
onsrecht bzw. einer Wandlungs- und/oder 
Bezugspflicht auf Aktien mit einem anteili-
gen Betrag des Grundkapitals von bis zu 10 
% des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens 

oder – falls dieser Wert geringer ist – der 
Ausübung der vorliegenden Ermächtigung 
vorhandenen Grundkapitals. Auf diese 
Höchstgrenze von 10 % des Grundkapitals 
ist der anteilige Betrag des Grundkapitals 
anzurechnen, der auf Aktien entfällt oder 
auf den sich Wandlungs- und/ oder Opti-
onsrechte bzw. Wandlungs- und/oder Be-
zugspflichten aus Schuldverschreibungen 
beziehen, die seit Erteilung dieser Ermächti-
gung unter Bezugsrechtsausschluss auf-
grund einer Ermächtigung des Vorstands 
zum Bezugsrechtsausschluss in unmittelba-
rer bzw. sinngemäßer Anwendung von § 
186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder die 
als erworbene eigene Aktien während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung in anderer 
Weise als über die Börse oder durch ein An-
gebot an alle Aktionäre in entsprechender 
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
veräußert worden sind. 
 
Der Vorstand ist darüber hinaus ermäch-
tigt, das Bezugsrecht der Aktionäre für Spit-
zenbeträge, die sich aufgrund des Bezugs-
verhältnisses ergeben, auszuschließen. 
 
Des Weiteren ist der Vorstand ermächtigt, 
das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschlie-
ßen, soweit dies erforderlich ist, um den In-
habern von Umtausch- und Bezugsrechten 
bzw. von Wandlungs- und Bezugspflichten, 
die von der Gesellschaft oder Konzernun-
ternehmen der Gesellschaft auf Aktien der 
Gesellschaft eingeräumt wurden, in dem 
Umfang ein Bezugsrecht auf Schuldver-
schreibungen, die nach dieser Ermächti-
gung ausgegeben werden, zu gewähren, 
wie es ihnen nach Ausübung ihres Wand-
lungs- oder Bezugsrechts beziehungsweise 
nach Erfüllung einer etwaigen Wandlungs- 
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oder Bezugspflicht zustünde (Verwässe-
rungsschutz). 

 
Schließlich ist der Vorstand ermächtigt, das 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 
soweit Schuldverschreibungen gegen Sach-
leistungen, insbesondere zum Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen und 
Beteiligungen an Unternehmen, begeben 
werden und der Ausschluss des Bezugs-
rechts im überwiegenden Interesse der Ge-
sellschaft liegt. 
 

i Wirksamkeit 
 
Die vorstehende Ermächtigung wird mit 
Eintragung im Handelsregister des nachste-
hend unter Ziffer 3 und 4 zu beschließen-
den Bedingten Kapitals 2021/II wirksam. 
 
3. Schaffung eines Bedingten Kapitals 
2021/II 
Das Grundkapital wird um bis zu 
EUR 725.792,00 durch Ausgabe von bis zu 
725.792 neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapi-
tal 2021/II). Die bedingte Kapitalerhöhung 
dient der Gewährung von auf den Inhaber 
lautenden Stückaktien bei Ausübung von 
Wandel- und/oder Optionsrechten (oder 
der Erfüllung entsprechender Wandlungs- 
bzw. Optionspflichten) oder dazu, bei Aus-
übung des Wahlrechts der Gesellschaft 
ganz oder teilweise anstelle der Zahlung 
des fälligen Geldbetrags Stückaktien der 
Gesellschaft zu gewähren, an den Inhaber 
oder Gläubiger von Wandel- oder Options-
schuldverschreibungen, die aufgrund der 
Ermächtigung der Hauptversammlung  
vom 30. Juni 2021 bis zum 29. Juni  
2026 von der Gesellschaft oder einem 

Konzernunternehmen im Sinne von § 18 
AktG ausgegeben werden. Die Ausgabe der 
neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe 
des vorstehend bezeichneten Ermächti-
gungsbeschlusses jeweils zu bestimmen-
den Wandlungs- oder Optionspreis. 
 
Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur inso-
weit durchzuführen, wie von Wandlungs- 
oder Optionsrechten Gebrauch gemacht 
wird oder zur Optionsausübung bzw. 
Wandlung verpflichtete Inhaber oder Gläu-
biger von Schuldverschreibungen ihre Ver-
pflichtung zur Optionsausübung bzw. 
Wandlung erfüllen oder soweit die Gesell-
schaft ein Wahlrecht ausgeübt hat, ganz 
oder teilweise anstelle der Zahlung des fäl-
ligen Geldbetrags Stückaktien der Gesell-
schaft zu gewähren und soweit jeweils nicht 
ein Barausgleich gewährt oder eigene Ak-
tien oder Aktien einer anderen börsenno-
tierten Gesellschaft zur Bedienung einge-
setzt werden. Die ausgegebenen neuen Ak-
tien nehmen grundsätzlich vom Beginn des 
Geschäftsjahres, in dem sie entstehen, am 
Gewinn teil; soweit neue Aktien jedoch auf-
grund einer Wandlungs- oder Ausübungs-
erklärung ausgegeben werden, die noch vor 
der Jahreshauptversammlung der Gesell-
schaft, die über die Verwendung des Bilanz-
gewinns des vorangegangenen Geschäfts-
jahres beschließt, erklärt wurde, so gilt die 
Dividendenberechtigung dieser neuen Ak-
tien auch für das ihrer Ausgabe vorange-
gangene Geschäftsjahr. Soweit rechtlich zu-
lässig, kann der Vorstand mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung 
neuer Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 
AktG festlegen. 
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Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-
heiten der Durchführung der bedingten Ka-
pitalerhöhung festzusetzen. 

4. Satzungsänderung

§ 5 Abs. 4 der Satzung wird wie folgt neuge-
fasst:

„Das Grundkapital ist um bis zu EUR 
725.792,00 durch Ausgabe von bis zu Stück 
725.792 auf den Inhaber lautende Stückak-
tien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 
2021/II). Die bedingte Kapitalerhöhung wird 
nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber 
oder Gläubiger von Options- oder Wand-
lungsrechten oder die zur Wandlung oder 
Optionsausübung Verpflichteten aus aus-
gegebenen Options- oder Wandelanleihen, 
die aufgrund der von der Hauptversamm-
lung vom 30. Juni 2021 beschlossenen Er-
mächtigung bis zum 29. Juni 2026 von der 
Gesellschaft oder einem Konzernunterneh-
men der Gesellschaft im Sinne von § 18 
AktG ausgegeben oder garantiert werden, 
von ihren Options- oder Wandlungsrechten 
Gebrauch machen oder, soweit sie zur 
Wandlung verpflichtet sind, ihre Verpflich-
tung zur Wandlung erfüllen, oder soweit die 
Gesellschaft ein Wahlrecht ausübt, ganz 
oder teilweise anstelle der Zahlung des fäl-
ligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft zu 
gewähren. soweit nicht jeweils ein Baraus-
gleich gewährt oder eigene Aktien oder Ak-
tien einer anderen börsennotierten Gesell-
schaft zur Bedienung eingesetzt werden.  

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu 
dem nach Maßgabe des vorstehend be-
zeichneten Ermächtigungsbeschlusses 

jeweils zu bestimmenden Wandlungs- oder 
Optionspreis.  

Die aufgrund der Ausübung des Wand-
lungs- oder Optionsrechts oder der Erfül-
lung der Wandlungspflicht ausgegebenen 
neuen Aktien nehmen grundsätzlich vom 
Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie 
entstehen, am Gewinn teil; soweit neue Ak-
tien jedoch aufgrund einer Wandlungs- 
oder Ausübungserklärung ausgegeben 
werden, die noch vor der Jahreshauptver-
sammlung der Gesellschaft, die über die 
Verwendung des Bilanzgewinns des voran-
gegangenen Geschäftsjahres beschließt, er-
klärt wurde, so gilt die Dividendenberechti-
gung dieser neuen Aktien auch für das ihrer 
Ausgabe vorangegangene Geschäftsjahr. 
Soweit rechtlich zulässig, kann der Vorstand 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Ge-
winnbeteiligung neuer Aktien abweichend 
von § 60 Abs. 2 AktG festlegen.  

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-
heiten der Durchführung der bedingten Ka-
pitalerhöhung festzusetzen.“ 

II. Weitere Unterlagen zur
Hauptversammlung

1. Schriftlicher Bericht des Vorstands
zu Punkt 5 der Tagesordnung über die
Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts
der Aktionäre gemäß Art. 5 SE-VO i.V.m
§§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG

In Ersetzung des Genehmigten Kapitals 2020 
soll das Genehmigte Kapital 2021 beschlossen 
werden, in dem der Vorstand ermächtigt wird, 
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mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzli-
che Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen.  
Die Hauptversammlung vom 26. Oktober 2020 
hatte die Schaffung des „Genehmigten Kapitals 
2020/I“ beschlossen. Mit der Eintragung des Ge-
nehmigten Kapitals 2020/I am 16. Dezember 
2020 war der Vorstand bis zum 25. Oktober 
2025 ermächtigt, das Grundkapital der Gesell-
schaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats um 
bis zu EUR 632.240,00,00 durch einmalige oder 
mehrmalige Ausgabe neuer auf den Inhaber 
lautender Stückaktien zu erhöhen (Genehmig-
tes Kapital 2020/I). Diese Ermächtigung wurde 
bislang im Umfang von EUR 50.000,00 ausge-
nutzt. Um die für die weitere Finanzierung der 
Unternehmensentwicklung erforderliche maxi-
male Flexibilität zu schaffen, soll das Geneh-
migte Kapital 2020/I durch das nunmehr vorge-
schlagene neue Genehmigte Kapital 2021 er-
setzt werden. Die Ermächtigung soll für die ge-
setzlich zulässige Frist von fünf Jahren erteilt 
werden. Das Volumen soll 50 Prozent des der-
zeit bestehenden Grundkapitals entsprechen 
und damit im Interesse einer größtmöglichen 
Flexibilität für die Gesellschaft den gesetzlichen 
Höchstrahmen für genehmigtes Kapital voll-
ständig ausschöpfen.  
 
Die neuen Aktien sind grundsätzlich den Aktio-
nären zum Bezug anzubieten. Dem genügt auch 
ein mittelbares Bezugsrecht im Sinne des § 186 
Abs. 5 AktG. Der Vorstand soll jedoch ermäch-
tigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre bei 
Ausgabe der neuen Aktien auszuschließen. 
 
Angemessene Eigenkapitalmittel stellen die 
wirtschaftliche Grundlage für die Geschäftsent-
wicklung der 123fahrschule dar und haben so-
mit erheblichen Einfluss auf ihre Zukunftsaus-
sichten sowie auf die Umsetzung ihrer 

Geschäftsstrategie. Die bereits einsetzende 
Konsolidierung des Fahrschulmarktes in 
Deutschland und Europa sowie der zuneh-
mende Wettbewerb um Fahrschulen führen 
dazu, dass die Gesellschaft sich ihr bietende Ak-
quisitionsmöglichkeiten schnellstmöglich nut-
zen muss, um ihr Wachstum vorabzutreiben 
und um ihre Marktposition auszubauen. Um 
auf entsprechende Angebote ggf. schnellst-
möglich reagieren zu können, müssen die hier-
für erforderlichen Mittel gegebenenfalls sehr 
kurzfristig über den Kapitalmarkt aufgenom-
men werden.  
 
Zudem verfolgt der Vorstand das Ziel, den Akti-
onärskreis zu erweitern und zu diversifizieren. 
Dies erfordert die Platzierung neuer Aktien bei 
Investoren, bei denen es sich nicht bereits um 
Aktionäre der Gesellschaft handelt. Diese Er-
weiterung und Diversifizierung des Aktionärs-
kreises durch eine Kapitalerhöhung unter Aus-
schluss des Bezugsrechts würde die Liquidität 
in der Aktie der 123fahrschule erhöhen und 
sich somit vorteilhaft auf die ihre Preisbildung 
auswirken.  
 
Ein Bezugsrechtsausschluss ermöglicht das Er-
reichen der vorstehend beschriebenen Ziele. 
Daher soll der Vorstand ermächtigt werden, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
auszuschließen. Dies soll insbesondere für die 
folgenden Fälle gelten: 
 
i Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge 

 
Wenn den Aktionären bei einer Kapitalerhö-
hung grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die 
neuen Aktien eingeräumt wird, soll der Vor-
stand ermächtigt sein, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktio-
näre für Spitzenbeträge auszuschließen. 
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Die Möglichkeit des Ausschlusses des Be-
zugsrechts für Spitzenbeträge dient dazu, 
ein technisch durchführbares Bezugsver-
hältnis darzustellen. Die als freie Spitzen 
vom Bezugsrecht der Aktionäre ausge-
schlossenen Aktien werden entweder durch 
Verkauf über die Börse oder in sonstiger 
Weise bestmöglich für die Gesellschaft ver-
wertet. Der mögliche Verwässerungseffekt 
ist aufgrund der Beschränkung auf Spitzen-
beträge gering. 

 
ii Bezugsrechtsausschluss bei Sachleistungen  
 

Der Vorstand soll ermächtigt sein, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats bei Kapitaler-
höhungen gegen Sacheinlagen das Bezugs-
recht der Aktionäre auszuschließen, insbe-
sondere um neue Aktien als Gegenleistung 
im Rahmen des Erwerbs von Unternehmen, 
Unternehmensteilen, Beteiligungen an Un-
ternehmen oder anderen Vermögensge-
genständen oder Rechten auszugeben. Zu-
nehmend ergibt sich in diesen Fällen die 
Notwendigkeit, als Gegenleistung nicht 
Geld, sondern Aktien der erwerbenden Ge-
sellschaft bereitzustellen. Ein Grund hierfür 
ist, dass für attraktive Akquisitionsziele 
auch die Bereitstellung von Aktien der er-
werbenden Gesellschaft verlangt werden 
kann. Außerdem kann, insbesondere, wenn 
größere Einheiten betroffen sind, die Ge-
währung neuer Aktien als Gegenleistung 
aus Gründen der Liquiditätsschonung vor-
teilhaft sein. Die Gesellschaft erhält mit der 
vorgeschlagenen Ermächtigung die not-
wendige Flexibilität, um Möglichkeiten, ins-
besondere zum Zusammenschluss mit an-
deren Unternehmen und zum Unterneh-
mens-, Unternehmensteil oder Beteili-
gungserwerb oder Erwerb von anderen 

Sacheinlagen unter Einbeziehung dieser 
Form der Gegenleistung zu nutzen. Hierfür 
ist die vorgeschlagene Ermächtigung zum 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
erforderlich. Bei Einräumung eines Bezugs-
rechts kann der Zusammenschluss mit an-
deren Unternehmen oder der Erwerb von 
Unternehmen, Teilen von Unternehmen 
oder Beteiligungen an Unternehmen oder 
der Erwerb von anderen Sacheinlagen, ge-
gen Gewährung neuer Aktien nicht möglich 
und die damit verbundenen Vorteile für die 
Gesellschaft nicht erreichbar sein. Konkrete 
Pläne zur Ausübung der Ermächtigung be-
stehen derzeit nicht. Wenn sich Möglichkei-
ten zum Zusammenschluss mit anderen 
Unternehmen oder zum Erwerb von Unter-
nehmen, Teilen von Unternehmen oder Be-
teiligungen an Unternehmen oder zum Er-
werb von anderen Sacheinlagen konkreti-
sieren, wird der Vorstand sorgfältig prüfen, 
ob er von der Möglichkeit der Sachkapital-
erhöhung und der Möglichkeit des Bezugs-
rechtsausschlusses Gebrauch machen soll. 
Er wird dies nur dann tun, wenn er zu der 
Überzeugung gelangt, dass der Zusammen-
schluss bzw. der Unternehmens-, Unter-
nehmensteil- oder Beteiligungserwerb oder 
der Erwerb von anderen Sacheinlagen ge-
gen Gewährung neuer Aktien der Gesell-
schaft im wohlverstandenen Interesse der 
Gesellschaft liegt. Der Aufsichtsrat wird 
seine erforderliche Zustimmung nur ertei-
len, wenn er ebenfalls zu dieser Überzeu-
gung gelangt. Über die Einzelheiten der 
Ausnutzung dieser Ermächtigung zum Be-
zugsrechtsausschluss wird der Vorstand in 
der Hauptversammlung berichten, die auf 
einen etwaigen Zusammenschluss oder Er-
werb gegen Gewährung von Aktien der Ge-
sellschaft folgt. 
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iii Bezugsrechtsausschluss bei Kapitalerhö-

hungen gegen Bareinlagen um bis zu 10%  
 

Der Vorstand soll auch ermächtigt sein, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-
recht der Aktionäre auszuschließen, wenn 
der Ausgabebetrag der neuen Aktien den 
Börsenpreis der bereits bestehenden Ak-
tien zum Zeitpunkt der endgültigen Festle-
gung des Ausgabebetrags nicht wesentlich 
unterschreitet und die unter Ausschluss des 
Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % 
des Grundkapitals nicht überschreiten, und 
zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens noch im Zeitpunkt der Ausübung die-
ser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung 
auf 10 % des Grundkapitals sind Aktien an-
zurechnen, die (a) während der Laufzeit die-
ser Ermächtigung unter Ausschluss des Be-
zugsrechts in direkter und entsprechender 
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben oder veräußert werden oder 
die (b) zur Bedienung von Schuldverschrei-
bungen und/oder Genussrechten mit 
Wandlungs- und/oder Optionsrechten oder 
Wandlungs- und/oder Optionspflichten 
ausgegeben werden oder ausgegeben wer-
den können, sofern diese Finanzinstru-
mente nach dem Wirksamwerden dieser Er-
mächtigung in entsprechender Anwendung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Aus-
schluss des Bezugsrechts ausgegeben wer-
den. Rechtsgrundlage für diesen Bezugs-
rechtsausschluss ist § 203 Abs. 1 und 2 AktG 
in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG. 
Ein etwaiger Abschlag vom maßgeblichen 
Börsenpreis wird voraussichtlich nicht über 
drei Prozent, jedenfalls aber maximal bei 
fünf Prozent des Börsenpreises liegen. 

Diese Möglichkeit des Bezugsrechtsaus-
schlusses dient dem Interesse der Gesell-
schaft an der Erzielung eines bestmöglichen 
Preises bei der Ausgabe der neuen Aktien. 
Die Gesellschaft wird so in die Lage versetzt, 
sich aufgrund der jeweiligen Börsenverfas-
sung bietende Chancen schnell und flexibel 
sowie kostengünstig zu nutzen. Der durch 
eine marktnahe Preisfestsetzung erzielbare 
Ausgabebetrag führt in der Regel zu einem 
deutlich höheren Mittelzufluss je neuer Ak-
tie als im Falle einer Aktienplatzierung mit 
Bezugsrecht. Durch den Verzicht auf die 
zeit- und kostenaufwendige Abwicklung des 
Bezugsrechts kann zudem der Eigenkapital-
bedarf aus sich kurzfristig bietenden Markt-
chancen zeitnah gedeckt werden. Zwar ge-
stattet § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG eine Veröf-
fentlichung des Bezugspreises bis spätes-
tens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist. 
Angesichts der Volatilität an den Aktien-
märkten besteht aber auch in diesem Fall 
ein Marktrisiko, namentlich ein Kursände-
rungsrisiko, über mehrere Tage, das zu Si-
cherheitsabschlägen bei der Festlegung des 
Veräußerungspreises und so zu nicht 
marktnahen Konditionen führen kann. Zu-
dem kann die Gesellschaft bei Einräumung 
eines Bezugsrechts wegen der Länge der 
Bezugsfrist nicht kurzfristig auf günstige 
Marktverhältnisse reagieren. Durch eine 
Anrechnungsklausel, die im Falle anderer 
unter Bezugsrechtsausschluss in unmittel-
barer, entsprechender oder sinngemäßer 
Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG er-
folgender Maßnahmen eine entsprechende 
Reduzierung des Umfangs der Ermächti-
gung vorsieht, soll zudem sichergestellt 
werden, dass die in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
vorgesehene Zehn-Prozent-Grenze unter 
Berücksichtigung aller Ermächtigungen mit 
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der Möglichkeit des Bezugsrechtsaus-
schlusses nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ein-
gehalten wird, soweit eine derartige An-
rechnung gesetzlich geboten ist. Die vorge-
schlagene Ermächtigung zum Bezugs-
rechtsausschluss liegt aus den genannten 
Gründen im Interesse der Gesellschaft und 
ihrer Aktionäre. Da sich der Ausgabebetrag 
für die neuen Aktien am Börsenkurs zu ori-
entieren hat und die Ermächtigung nur ei-
nen beschränkten Umfang hat, sind die In-
teressen der Aktionäre angemessen ge-
wahrt. Die Aktionäre haben die Möglichkeit, 
ihre relative Beteiligung durch einen Zukauf 
über die Börse aufrechtzuerhalten. 

 
iv Bezugsrechtsausschluss bei Options- oder 

Wandlungsrechten 
 

Der Vorstand soll auch ermächtigt sein, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-
recht der Aktionäre auszuschließen, soweit 
es erforderlich ist, um Inhabern der von der 
Gesellschaft oder von Konzerngesellschaf-
ten, an denen die Gesellschaft unmittelbar 
oder mittelbar mehrheitlich beteiligt ist, be-
gebenen Schuldverschreibungen oder Ge-
nussrechten mit Wandlungs- und/oder Op-
tionsrechten bzw. Wandlungs- oder Opti-
onspflichten ein Bezugsrecht auf neue Ak-
tien der Gesellschaft in dem Umfang zu ge-
währen, wie es ihnen nach Ausübung des 
Options- oder Wandlungsrechts oder der 
Erfüllung der Options- oder Wandlungs-
pflicht oder nach Ausübung einer Erset-
zungsbefugnis der Gesellschaft als Aktionär 
zustehen würde. Wandel- oder Options-
schuldverschreibungen sind zur Erleichte-
rung der Platzierbarkeit am Kapitalmarkt 
regelmäßig mit einem Verwässerungs-
schutz versehen. Als Verwässerungsschutz 

üblich ist ein Geldausgleich oder wahlweise 
die Ermäßigung des Wandlungs- bzw. Opti-
onspreises bzw. eine Anpassung des Um-
tauschverhältnisses. Daneben sehen Wan-
del- und Optionsschuldverschreibungsbe-
dingungen üblicherweise vor, dass insbe-
sondere im Fall einer Kapitalerhöhung un-
ter Einräumung eines Bezugsrechts für die 
Aktionäre den Inhabern oder Gläubigern 
von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. 
den Schuldnern von Wandlungs- oder Opti-
onspflichten anstelle eines Verwässerungs-
schutzes durch die vorgenannten Mecha-
nismen ein Bezugsrecht auf neue Aktien 
eingeräumt werden kann, wie es auch den 
Aktionären zusteht. Sie werden, wenn der 
Vorstand von dieser Möglichkeit Gebrauch 
macht, so gestellt, als ob sie ihr Wandlungs- 
oder Optionsrecht bereits ausgeübt bzw. 
ihre Wandlungs- oder Optionspflicht bereits 
erfüllt hätten. Dies hat den Vorteil, dass die 
Gesellschaft – im Gegensatz zu einem Ver-
wässerungsschutz durch Ermäßigung des 
Wandlungs- oder Optionspreises bzw. 
durch eine Anpassung des Umtauschver-
hältnisses – einen höheren Ausgabebetrag 
für die bei der Wandlung oder Optionsaus-
übung auszugebenden Aktien erzielen kann 
und dafür auch keinen Geldausgleich leis-
ten muss. Um dies zu erreichen, ist insoweit 
ein Bezugsrechtsausschluss erforderlich. 
Bei Abwägung aller genannten Umstände 
halten Vorstand und Aufsichtsrat die Er-
mächtigungen zum Ausschluss des Bezugs-
rechts in den genannten Fällen aus den auf-
gezeigten Gründen auch unter Berücksich-
tigung des bei Ausnutzung der betreffen-
den Ermächtigung zu Lasten der Aktionäre 
eintretenden Verwässerungseffekts für 
sachlich gerechtfertigt und gegenüber den 
Aktionären für angemessen. Der Vorstand 
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wird der Hauptversammlung über jede Aus-
nutzung des genehmigten Kapitals berich-
ten. 

 
v Bezugsrechtsausschluss zur Gewährung ei-

ner sogenannten Aktiendividende 
 

Bei einer sogenannten Aktiendividende un-
ter Ausnutzung des genehmigten Kapitals 
wird den Aktionären angeboten, ihren Divi-
dendenanspruch wahlweise (ganz oder teil-
weise) als Sacheinlage gegen die Gewäh-
rung neuer Aktien aus dem genehmigten 
Kapital in die Gesellschaft einzulegen. Ge-
genüber der Durchführung einer Aktiendivi-
dende unter Verwendung von zuvor erwor-
benen eigenen Aktien ist die Durchführung 
einer Aktiendividende unter Ausnutzung 
des genehmigten Kapitals mit einem Liqui-
ditätsvorteil für die Gesellschaft verbunden. 
 
Die Durchführung einer Aktiendividende 
kann als an alle Aktionäre gerichtetes Ange-
bot unter Wahrung ihres Bezugsrechts er-
folgen. In der praktischen Abwicklung einer 
Aktiendividende werden den Aktionären 
nur jeweils ganze Aktien zum Bezug ange-
boten; hinsichtlich des Teils des Dividen-
denanspruchs, der den Bezugspreis für 
eine ganze Stammaktie nicht erreicht bzw. 
diesen übersteigt, sind die Aktionäre auf 
den Bezug der Bardividende verwiesen und 
können insoweit keine Aktien erhalten. Ein 
Angebot von Teilrechten oder die Einrich-
tung eines Handels von Bezugsrechten 
oder Bruchteilen davon erfolgt üblicher-
weise nicht, weil die Aktionäre anstelle des 
Bezugs von neu auszugebenden Aktien aus 
dem genehmigten Kapital oder eigenen Ak-
tien anteilig eine Bardividende erhalten. 
 

Es kann auch im Rahmen der Durchführung 
einer Aktiendividende unter Ausnutzung 
des genehmigten Kapitals je nach Kapital-
marktsituation vorzugswürdig sein, die 
Durchführung einer Aktiendividende so 
auszugestalten, dass der Vorstand zwar al-
len Aktionären, die dividendenberechtigt 
sind, unter Wahrung des allgemeinen 
Gleichheitsgrundsatzes (§ 53a AktG) Aktien 
zum Bezug gegen Abtretung ihres Dividen-
denanspruchs anbietet und damit wirt-
schaftlich den Aktionären ein Bezugsrecht 
gewährt, jedoch das Bezugsrecht der Aktio-
näre auf neue Aktien rechtlich ausschließt. 
Ein solcher Ausschluss des Bezugsrechts er-
möglicht die Durchführung der Aktiendivi-
dende zu flexibleren Bedingungen. Ange-
sichts des Umstands, dass allen Aktionären 
Aktien angeboten und überschießende Di-
videndenbeträge durch Barzahlung der Di-
vidende abgegolten werden, erscheint ein 
Bezugsrechtsausschluss in diesem Fall als 
gerechtfertigt und angemessen.  
 
Hinsichtlich der Festlegung des Ausgabe-
preises werden der Vorstand und der Auf-
sichtsrat jeweils den vorherrschenden 
Marktbedingungen sowie dem aktuellen 
Kurs der Aktien Rechnung tragen und die 
besten Interessen der Gesellschaft berück-
sichtigen. Bei Abwägung aller genannten 
Umstände halten Vorstand und Aufsichts-
rat die Ermächtigungen zum Ausschluss des 
Bezugsrechts insbesondere in den genann-
ten Fällen und aus den aufgezeigten Grün-
den auch unter Berücksichtigung des bei 
Ausnutzung der betreffenden Ermächti-
gung zu Lasten der Aktionäre eintretenden 
Verwässerungseffekts für sachlich gerecht-
fertigt und gegenüber den Aktionären für 
angemessen. 
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Zu diesem Beschluss, das Bezugsrecht aus-
zuschließen, erstattet der Vorstand diesen 
Bericht nach § 203 Abs. 2 Satz 2, § 186 Abs. 
4 Satz 2 AktG. Der Vorstand wird der jeweils 
nächsten Hauptversammlung über jede 
Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 
2021 berichten. 
 

2. Schriftlicher Bericht des Vorstands 
zu Punkt 6 der Tagesordnung über die 
Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre 
 
Zur Information der Aktionäre erstattet der Vor-
stand vorsorglich diesen Bericht zu der unter 
Punkt 6 der Tagesordnung der Einladung zur 
virtuellen ordentlichen Hauptversammlung am 
30. Juni 2021 vorgeschlagenen Schaffung eines 
Aktienoptionsprogramms 2021 und des damit 
zusammenhängenden bedingten Kapitals 
2021/I: 
 
Unter Tagesordnungspunkt 6 schlagen Vor-
stand und Aufsichtsrat der Hauptversammlung 
vor, das Aktienoptionsprogramm 2020 und das 
damit zusammenhängende bedingte Kapital 
2020/I aufzuheben und den Aufsichtsrat zu er-
mächtigen, bis zu 181.448 Bezugsrechte („Akti-
enoptionsrechte“) auf bis zu 181.448 auf den 
Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft 
zu gewähren. Ferner schlagen Vorstand und 
Aufsichtsrat unter Tagesordnungspunkt 6 die 
Schaffung eines neuen bedingten Kapitals 
2021/I in Höhe von bis zu EUR 181.448,00 vor, 
aus dem die unter dem Aktienoptionspro-
gramm 2021 ausgegebenen Aktienoptions-
rechte der Gesellschaft erfüllt werden können. 
Das Bezugsrecht der Aktionäre auf die im Rah-
men des Aktienoptionsprogramms 2021 ausge-
gebenen Bezugsrechte und dementsprechend 

auf die Aktien aus dem bedingten Kapital 2021/I 
ist ausgeschlossen. 

 
1. Bezugsberechtigte, Aufteilung der 
Aktienoptionsrechte, Ausgabezeiträume 
 
Im Rahmen des Aktienoptionsprogramms 
2021 werden der Aufsichtsrat ermächtigt, 
bis zu 181.448 Aktienoptionsrechte, die Be-
zugsrechte auf bis zu 181.448 auf den Inha-
ber lautende Stückaktien der Gesellschaft 
gewähren, an Mitglieder des Vorstands der 
Gesellschaft auszugeben. Die Festlegung 
des genauen Kreises der Bezugsberechtig-
ten sowie der Umfang der ihnen jeweils zu 
gewährenden Aktienoptionsrechte oblie-
gen dem Aufsichtsrat.  
 
Die Ausgabe erfolgt in einer oder mehreren 
Tranchen. Die Ausgabe von Aktienoptions-
rechten ist nur (i) innerhalb einer Frist von 
drei Monaten nach dem Zeitpunkt der Ein-
tragung des bedingten Kapitals 2021/I im 
Handelsregister, (ii) innerhalb einer Frist 
von vier Wochen nach Veröffentlichung ei-
nes Jahres- oder Halbjahresfinanzberichts 
oder einer Quartalsmitteilung, und (iii) in-
nerhalb einer Frist von vier Wochen nach ei-
ner ordentlichen Hauptversammlung mög-
lich, soweit nicht eine Abweichung hiervon 
aus rechtlichen Gründen geboten ist. Über 
die Festlegung und Ausgabe von Aktienop-
tionen an Bezugsberechtigte entscheidet 
der Aufsichtsrat.  

 
2. Wartezeit, Zeitraum der Optionsaus-
übung 
 
Eine Ausübung von Bezugsrechten durch 
die Bezugsberechtigten ist in Übereinstim-
mung mit § 193 Abs. 2 Nr. 4 AktG erstmals 
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mit Ablauf von vier Jahren nach dem Tag der 
Ausgabe des jeweiligen Aktienoptions-
rechts zulässig. Nach Ablauf dieser Warte-
zeit können die Bezugsberechtigten die ihn 
gewährten Bezugsrechte ferner nur außer-
halb der Ausübungssperrfristen ausüben. 
Die Ausübungssperrfristen umfassen den 
Zeitraum (i) ab Ablauf der Frist zur Anmel-
dung zu einer Hauptversammlung der Ge-
sellschaft bis zum Ablauf des Tages der 
Hauptversammlung, (ii) von dem Tag, an 
dem die Gesellschaft ein Angebot an ihre 
Aktionäre zum Bezug von neuen Aktien ver-
öffentlicht bis zum Ende der Angebotsfrist, 
(iii) von 30-Kalendertagen vor Veröffentli-
chung eines Jahres- oder Halbjahresfinanz-
berichts nach zeitlicher Maßgabe des Unter-
nehmenskalenders, und (iv) vom 15. De-
zember eines Jahres bis zum Ablauf des 15. 
Januar des Folgejahres. Bei der Ausübung 
von Bezugsrechten sind zudem etwaige in-
terne Regeln und die gesetzlichen Anforde-
rungen zu beachten. So ist eine Ausübung 
insbesondere unzulässig, wenn ein Bezugs-
berechtigter in Besitz einer Insiderinforma-
tion (im Sinne der europäischen Marktmiss-
brauchsverordnung) ist.  
 
3. Ausübungspreis, Ausgabekurs und 
Verwässerungsschutz 
 
Bei Ausübung eines Bezugsrechts muss der 
Bezugsberechtigte den Ausübungspreis 
zahlen. Der Ausübungspreis hängt davon 
ab, welche Optionsgattung betroffen ist. 
Der Aufsichtsrat kann Aktienoptionen mit 
der Gattung A und der Gattung B ausgeben. 
Bei Gattung A entspricht der Ausübungs-
preis 100 % des Ausgabekurses. Bei Gat-
tung B entspricht der Ausübungspreis 100 
% des Ausgabekurses, höchstens jedoch 

EUR 10,00. Der Ausgabekurs entspricht da-
bei dem durchschnittlichen Schlusskurs 
(arithmetisches Mittel) der Aktien der Ge-
sellschaft im Relevanten Börsenhandel an 
den letzten fünf Tagen vor dem Tag der Aus-
gabe des jeweiligen Aktienoptionsrechts. 
Der Relevante Börsenhandel entspricht 
dem Handel (Freiverkehr oder regulierter 
Markt) derjenigen deutschen Wertpapier-
börse mit den höchsten Handelsumsätzen 
in den Aktien der Gesellschaft in der rele-
vanten Referenzperiode.  
 
Der jeweilige Ausübungspreis stellt den 
Ausgabebetrag der neuen Aktien dar, die 
für ein berechtigterweise ausgeübtes Be-
zugsrecht aus dem bedingten Kapital 2021/I 
auszugeben ist. Führt die Gesellschaft in-
nerhalb der Laufzeit der Aktienoptions-
rechte Kapital- und Strukturmaßnahmen 
durch, ist der Aufsichtsrat ermächtigt, die 
Berechtigten wirtschaftlich gleichzustellen. 
Dies gilt insbesondere, sofern die Gesell-
schaft unter Einräumung eines unmittelba-
ren oder mittelbaren Bezugsrechts an die 
Aktionäre das Grundkapital durch Ausgabe 
neuer Aktien gegen Bareinlagen erhöht 
oder Teilschuldverschreibungen mit Opti-
ons- oder Wandelrechten begibt. Die 
Gleichstellung kann durch Herabsetzung 
des Ausübungspreises oder durch Anpas-
sung des Bezugsverhältnisses oder durch 
eine Kombination von beidem erfolgen. Ein 
Anspruch der Berechtigten auf wirtschaftli-
che Gleichstellung oder einen sonstigen 
Verwässerungsschutz besteht jedoch nicht, 
soweit ein solcher nicht auf grundgesetzlich 
zwingender Vorschriften zu gewähren ist. § 
9 Abs. 1 AktG bleibt in jedem Fall unberührt.  
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4. Nichtübertragbarkeit und Verfall 
 
Die Aktienoptionsrechte werden als nicht-
übertragbare Bezugsrechte gewährt. Die 
Aktienoptionsrechte sind mit Ausnahme 
des Erbfalls weder übertragbar noch veräu-
ßerbar, verpfändbar oder anderweitig be-
lastbar. Die Aktienoptionsbedingungen 
können Sonderregelungen für den Verfall 
und/oder Nicht-Verfall der Aktienoptions-
rechte vorsehen. Dies gilt insbesondere für 
die Fälle, in denen das Beschäftigungsver-
hältnis durch Todesfall, verminderte Er-
werbsfähigkeit, Pensionierung, Kündigung 
oder anderweitig endet (sog. Leaver-Rege-
lungen) oder für den Fall, dass der Options-
inhaber nach Kündigung seines alten Be-
schäftigungsverhältnisses ein neues Be-
schäftigungsverhältnis eingeht.  
 
5. Erfolgsziele 
 
Die Aktienoptionsrechte können nur ausge-
übt werden, wenn und soweit die im Be-
schlussvorschlag an die Hauptversamm-
lung in lit. (e) näher bestimmten Erfolgsziele 
erreicht werden. Die festgelegten Erfolgs-
ziele hängen dabei jeweils von ambitionier-
ten Zielsetzungen ab und sind alternativ auf 
eine Steigerung des Unternehmenswerts 
der Gesellschaft, den Umsatz der Gesell-
schaft oder den normalisierten Jahresüber-
schuss der Gesellschaft bezogen. Alle fest-
gelegten Erfolgsziele liegen nach Einschät-
zung des Aufsichtsrats auch im Interesse 
der Aktionäre der Gesellschaft, so dass hier 
ein Gleichlauf der Interessen der Aktionäre 
und der Vorstandsmitglieder hergestellt 
wird.  
 
 

6. Incentivierung und Bindung 
 
Nach Überzeugung des Aufsichtsrats ist die 
vorgeschlagenen Gewährung einer variab-
len Vergütung im Wege des Aktienoptions-
programms 2021 ein geeignetes und wich-
tiges Instrument zur nachhaltigen Bindung 
und Incentivierung der Vorstandsmitglie-
der. Die Programmteilnehmer des Aktien-
optionsprogramms 2021 können von Stei-
gerungen des Unternehmenswerts, des 
Umsatzes und des normalisierten Jahres-
überschusses profitieren. Dadurch wird für 
sie ein besonderer Anreiz geschaffen, sich 
mit dem Unternehmen zu identifizieren 
und zum Wachstum der Gesellschaft und 
damit zur letztendlichen Steigerung des Un-
ternehmenswertes beizutragen. Insbeson-
dere durch die Wartezeit von vier Jahren, 
den entschädigungslosen Verfall in be-
stimmten, vom Aufsichtsrat in den Aktien-
optionsbedingungen näher festgelegten 
Umständen und dadurch, dass die Bezugs-
berechtigten mit Ausübung ihrer Bezugs-
rechte Aktionäre der Gesellschaft werden 
und damit an der Entwicklung des Unter-
nehmens auch als Anteilseigner partizipie-
ren, wird ein nachhaltiger Anreiz für eine 
Identifikation mit der Gesellschaft geschaf-
fen. Damit ist das Risiko, dass Programm-
teilnehmer der Gesellschaft in einem kom-
petitiven Marktumfeld zum Nachteil der Ge-
sellschaft diese frühzeitig verlassen, gemin-
dert. Da das Aktienoptionsprogramm 2021 
aktienbasiert ist, erlaubt es zugleich, die va-
riable Vergütung liquiditätsschonend zu ge-
währen. Das Aktienoptionsprogramm 2021 
ist entsprechend der gesetzlichen Vorgaben 
auf 10 % des derzeitigen Grundkapitals der 
Gesellschaft begrenzt. Der quotale Verwäs-
serungseffekt für die Aktionäre ist damit 
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entsprechend beschränkt, was es den Akti-
onären erleichtert, die zur Aufrechterhal-
tung ihrer Anteilsquote erforderlichen Ak-
tien über die Börse zu erwerben. Der mit 
dem Aktienoptionsprogramm 2021 und 
dem damit zusammenhängenden beding-
ten Kapital 2021/I zwingend verbundene 
Bezugsrechtsausschluss der Aktionäre ist 
damit nach Auffassung des Aufsichtsrats im 
Interesse der Gesellschaft zum Erreichen 
der beabsichtigten Incentivierungswirkung 
geeignet, erforderlich und angemessen. 
Dies gilt insbesondere im Hinblick auf den 
festgelegten Ausübungspreis für jede Opti-
onsgattung, der sich entsprechend der 
marktüblichen Praxis am Aktienkurs zurzeit 
der Optionsausgabe orientiert. Bei Options-
gattung B ist der Ausgabekurs auf höchs-
tens EUR 10,00 begrenzt, womit sich der 
entsprechende Ausübungspreis am Kursni-
veau zur Zeit der Einladungsbekanntma-
chung für die Hauptversammlung am 30. 
Juni 2021 orientiert.  

 
3.  Schriftlicher Bericht des Vorstands 
zu Punkt 7 der Tagesordnung über die 
Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre gemäß Art. 5 SE-VO i.V.m 
§§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 
 
Die Hauptversammlung vom 26. Oktober 2020 
hatte die Ermächtigung des Vorstands be-
schlossen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
Options- und/oder Wandelschuldverschreibun-
gen (oder Kombinationen dieser Instrumente) 
auszugeben. In diesem Zusammenhang hatte 
die gleiche Hauptversammlung auch ein be-
dingtes Kapital in Höhe von bis zu EUR 
100.000,00 beschlossen, dass der Gewährung 
von auf den Inhaber lautenden Stückaktien bei 
Ausübung von Wandel- und/oder 

Optionsrechten (oder der Erfüllung entspre-
chender Wandlungs- bzw. Optionspflichten) 
dient. (Bedingtes Kapital 2020 I). Diese Ermäch-
tigung wurde bislang nicht ausgenutzt. Um die 
für die weitere Finanzierung der Unterneh-
mensentwicklung erforderliche maximale Flexi-
bilität zu schaffen, soll die bestehende Ermäch-
tigung zur Ausgabe von Options- und/oder 
Wandelschuldverschreibungen (oder Kombina-
tionen dieser Instrumente) und das damit im 
Zusammenhang stehende Bedingte Kapital 
2020 I durch eine neue Ermächtigung zur Aus-
gabe dieser Instrumente und durch ein neues 
bedingtes Kapital in Höhe von EUR 725.792,00 
(Bedingtes Kapital 2021/II) zu deren Bedienung 
ersetzt werden. Der Betrag entspricht (gemein-
sam mit dem in dieser Hauptversammlung zur 
Beschlussfassung vorgesehenen Bedingten Ka-
pital 2021/I zur Bedienung des unter Tagesord-
nungspunkt 6 vorgesehenen Aktienoptionspro-
gramms)  der gesetzlichen Höchstgrenze von 
50% des bei Beschlussfassung bestehenden 
Grundkapitals. Der Rahmen soll auf einen Ge-
samtnennbetrag der Schuldverschreibungen 
von EUR 50.000.000 und eine Berechtigung zum 
Bezug auf von auf den Inhaber lautenden Stück-
aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Be-
trag des Grundkapitals von insgesamt bis zu 
EUR 725.792,00 begrenzt werden.  
 
Die Emission von Wandel- und/oder Options-
schuldverschreibungen ermöglicht die Auf-
nahme von Fremdkapital zu attraktiven Konditi-
onen, das bei Fälligkeit unter Umständen in Ei-
genkapital umgewandelt wird und so die Eigen-
kapitalausstattung der Gesellschaft stärken 
kann. Die ferner vorgesehene Möglichkeit, ne-
ben der Einräumung von Wandel- und/oder Op-
tionsrechten auch Wandlungs- oder Bezugs-
pflichten zu begründen, erweitert den Spiel-
raum für die Ausgestaltung dieses 
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Finanzierungsinstruments. Die Ermächtigung 
gibt der Gesellschaft die erforderliche Flexibili-
tät, die Schuldverschreibungen selbst oder über 
unter der Leitung der Gesellschaft stehende 
Konzernunternehmen („Konzernunterneh-
men“) zu platzieren. Die Begebung von Wandel- 
und/oder Optionsschuldverschreibungen (bzw. 
Kombinationen dieser Instrumente) kann zu-
sätzlich zu den klassischen Möglichkeiten der 
Fremd- und Eigenkapitalaufnahme die Möglich-
keit bieten, je nach Marktlage attraktive Finan-
zierungsalternativen am Kapitalmarkt zu nut-
zen. Angemessene Finanzmittel stellen die wirt-
schaftliche Grundlage für die Geschäftsentwick-
lung der 123fahrschule dar und haben somit er-
heblichen Einfluss auf ihre Zukunftsaussichten 
sowie auf die Umsetzung ihrer Geschäftsstrate-
gie. Die bereits einsetzende Konsolidierung des 
Fahrschulmarktes in Deutschland und Europa 
sowie der zunehmende Wettbewerb um Fahr-
schulen führen dazu, dass die Gesellschaft sich 
ihr bietende Akquisitionsmöglichkeiten 
schnellstmöglich nutzen muss, um ihr Wachs-
tum vorabzutreiben und um ihre Marktposition 
auszubauen. Um auf entsprechende Angebote 
ggf. schnellstmöglich reagieren zu können, 
müssen die hierfür erforderlichen Mittel gege-
benenfalls sehr kurzfristig über den Kapital-
markt aufgenommen werden. 
 
Zur Bedienung der Wandlungs- und/oder Opti-
onsrechte aus diesen Schuldverschreibungen 
soll das entsprechende Bedingtes Kapital 
2021/II beschlossen werden. 
 
Neu auszugebende Options- und/oder Wandel-
schuldverschreibungen (oder Kombinationen 
dieser Instrumente) sind grundsätzlich den Ak-
tionären zum Bezug anzubieten. Dem genügt 
auch ein mittelbares Bezugsrecht im Sinne der 
§§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 5 AktG. Bei einer 

Platzierung über Konzernunternehmen muss 
die Gesellschaft ebenfalls sicherstellen, dass 
den Aktionären der Gesellschaft das gesetzliche 
Bezugsrecht gewährt wird. Der Vorstand soll je-
doch ermächtigt werden, jeweils mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugs-
recht der Aktionäre bei Ausgabe neuer Options- 
und/oder Wandelschuldverschreibungen (oder 
Kombinationen dieser Instrumente) in den fol-
genden Fällen auszuschließen: 
 
Der Vorstand soll ermächtigt werden, das Be-
zugsrecht insoweit auszuschließen, als sich die 
Ausgabe von Aktien aufgrund von Wandlungs- 
bzw. Optionsrechten oder Wandlungs- bzw. Be-
zugspflichten auf bis zu zehn Prozent des 
Grundkapitals der Gesellschaft beschränkt. Auf 
diese Beschränkung auf zehn Prozent des 
Grundkapitals ist eine anderweitige Ausgabe 
von Aktien gegen Bareinlage oder eine Ausgabe 
von Wandlungs- und/oder Optionsrechten bzw. 
Wandlungs- und/oder Bezugspflichten anzu-
rechnen, soweit diese unter Ausnutzung einer 
Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugs-
rechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung er-
folgt. Anzurechnen ist außerdem das Grundka-
pital, das auf erworbene eigene Aktien entfällt, 
die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
in anderer Weise als über die Börse oder durch 
ein Angebot an alle Aktionäre in entsprechen-
der Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
veräußert werden. Durch diese Anrechnungen 
wird sichergestellt, dass keine Wandel- 
und/oder Optionsschuldverschreibungen aus-
gegeben werden, wenn dies dazu führen 
würde, dass insgesamt für mehr als zehn Pro-
zent des Grundkapitals das Bezugsrecht der Ak-
tionäre in unmittelbarer oder mittelbarer An-
wendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG durch 
den Vorstand ausgeschlossen wird. Diese 
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weitergehende Beschränkung liegt im Interesse 
der Aktionäre, die bei entsprechenden Kapital-
maßnahmen ihre Beteiligungsquote möglichst 
aufrechterhalten wollen. 
 
Durch diese Möglichkeit des Ausschlusses des 
Bezugsrechts erhält die Gesellschaft die Flexibi-
lität, günstige Kapitalmarktsituationen kurzfris-
tig wahrzunehmen und durch eine marktnahe 
Festsetzung der Konditionen bessere Bedin-
gungen bei der Festlegung von Zinssatz und 
Ausgabepreis der Schuldverschreibung zu er-
reichen. Maßgeblich hierfür ist, dass im Gegen-
satz zu einer Emission von Schuldverschreibun-
gen mit Bezugsrecht der Ausgabepreis erst un-
mittelbar vor der Platzierung festgesetzt wer-
den kann, wodurch ein erhöhtes Kursände-
rungsrisiko für den Zeitraum einer Bezugsfrist 
vermieden werden kann. Bei Gewährung eines 
Bezugsrechts muss dagegen der Bezugspreis 
bis zum drittletzten Tag der Bezugsfrist veröf-
fentlicht werden. Angesichts der häufig zu be-
obachtenden Volatilität an den Aktienmärkten 
besteht damit ein Marktrisiko über mehrere 
Tage, welches zu Sicherheitsabschlägen bei der 
Festlegung der Anleihekonditionen und so zu 
nicht marktnahen Konditionen führt. Auch ist 
bei Gewährung eines Bezugsrechts wegen der 
Ungewissheit über seine Ausübung die erfolg-
reiche Platzierung bei Dritten gefährdet bzw. 
mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden. 
 
Indem der Ausgabepreis der Schuldverschrei-
bungen nicht wesentlich unter ihrem nach an-
erkannten finanzmathematischen Methoden 
ermittelten rechnerischen Marktwert festgelegt 
wird, soll dem Schutzbedürfnis der Aktionäre 
hinsichtlich einer Verwässerung ihres Anteils-
besitzes Rechnung getragen werden. Bei einem 
solchen Ausgabepreis der Schuldverschreibun-
gen hätte nämlich das Bezugsrecht einen Wert 

von nahe Null. So ist der Schutz der Aktionäre 
vor einer wirtschaftlichen Verwässerung ihres 
Anteilsbesitzes gewährleistet und den Aktionä-
ren entsteht kein wesentlicher wirtschaftlicher 
Nachteil durch einen Bezugsrechtsausschluss. 
Aktionäre, die ihren Anteil am Grundkapital der 
Gesellschaft aufrechterhalten oder Schuldver-
schreibungen entsprechend ihrer Beteiligungs-
quote erwerben möchten, können dies durch 
einen Zukauf über den Markt zu annähernd 
gleichen Konditionen erreichen. 
 
Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge 
vom Bezugsrecht auszunehmen. Solche Spit-
zenbeträge können sich aus dem Betrag des je-
weiligen Emissionsvolumens und der Darstel-
lung eines praktikablen Bezugsverhältnisses er-
geben. Ein Ausschluss des Bezugsrechts für 
Spitzenbeträge erleichtert in diesen Fällen die 
Abwicklung der Kapitalmaßnahme. Die vom Be-
zugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen 
freien Spitzen werden entweder durch Verkauf 
über die Börse oder in sonstiger Weise best-
möglich für die Gesellschaft verwertet. Durch 
die Beschränkung auf Spitzenbeträge erleiden 
die Aktionäre keine nennenswerte Verwässe-
rung. 
 
Weiterhin soll der Vorstand die Möglichkeit er-
halten, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um 
den Inhabern oder Gläubigern von Wandlungs- 
und/oder Optionsrechten oder auch von mit 
Wandlungs- oder Bezugspflichten ausgestatte-
ten Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht in 
dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach 
Ausübung der Wandlungs- bzw. Optionsrechte 
oder nach Erfüllung der Wandlungs- bzw. Be-
zugspflichten zustehen würde. Dadurch wird 
eine wirtschaftliche Schlechterstellung der 
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Inhaber/Gläubiger von Wandlungs- und/oder 
Optionsrechten (auch mit Wandlungs- 
und/oder Bezugspflicht) vermieden; ihnen wird 
ein Verwässerungsschutz gewährt, der der Ka-
pitalmarktpraxis entspricht, die Platzierung der 
Wandel- und/ oder Optionsschuldverschrei-
bung erleichtert und der Gesellschaft einen hö-
heren Mittelzufluss ermöglicht, weil der Wand-
lungs- bzw. Optionspreis in diesen Fällen nicht 
ermäßigt oder ein anderweitiger Verwässe-
rungsschutz gewährt zu werden braucht. Die 
Belastung der bisherigen Aktionäre erschöpft 
sich darin, dass den Inhabern/Gläubigern von 
Wandlungs- und/oder Optionsrechten (auch 
mit Wandlungs- und/oder Bezugspflichten) ein 
Bezugsrecht gewährt wird, das ihnen ohnehin 
zustünde, wenn sie ihre Wandlungs- und/oder 
Optionsrechte bereits ausgeübt oder ihre 
Pflicht zur Wandlung und/oder zum Bezug be-
reits erfüllt hätten. In der Abwägung der Vor- 
und Nachteile erscheint der Bezugsrechtsaus-
schluss in diesem Fall daher sachgerecht. 
 
Schließlich soll das Bezugsrecht ausgeschlos-
sen werden können, um die jeweiligen Finanzin-
strumente gegen Sachleistungen begeben zu 
können. Die Ermächtigung soll der Gesellschaft 
die Möglichkeit verschaffen, diese Finanzie-
rungsinstrumente auch im Zusammenhang mit 
dem Erwerb von Vermögensgegenständen ein-
zusetzen. Dies kann insbesondere beim Erwerb 
von Unternehmen, Unternehmensteilen und 
Beteiligungen an Unternehmen praktisch wer-
den. In solchen Fällen bestehen die Verkäufer 
häufig darauf, eine Gegenleistung in anderer 
Form als Geld oder nur Geld zu erhalten. Dann 
kann es eine interessante Alternative darstel-
len, anstelle oder neben der Gewährung von 
Aktien oder Barleistungen Schuldverschreibun-
gen mit Options- oder Wandlungsrechten (auch 
mit Wandlungs- und/oder Bezugspflichten) 

anzubieten. Diese Möglichkeit schafft zusätzli-
che Flexibilität und erhöht die Chancen der Ge-
sellschaft bei Akquisitionen.  
 
Sowohl die Ermächtigung zur Ausgabe gegen 
Sachleistungen als auch ein diesbezüglicher Be-
zugsrechtsausschluss sollen jedoch nur dann 
genutzt werden, wenn der Erwerb des betref-
fenden Gegenstands im überwiegenden Inte-
resse der Gesellschaft liegt und ein anderweiti-
ger Erwerb, insbesondere durch Kauf, rechtlich 
oder tatsächlich nicht oder nur zu ungünstige-
ren Bedingungen in Betracht kommt. In diesen 
Fällen wird die Gesellschaft indes stets prüfen, 
ob ein ebenso geeigneter Weg zum Erwerb der 
Sache zur Verfügung steht, der in seinen Aus-
wirkungen weniger stark in die Stellung der Ak-
tionäre eingreift. Dem Interesse der Aktionäre 
wird weiter dadurch Rechnung getragen, dass 
die Gesellschaft bei dem Erwerb von Sachleis-
tungen gegen die Begebung einer Schuldver-
schreibung und/oder die Ausgabe neuer Aktien 
verpflichtet ist, sich an Marktpreisen zu orien-
tieren. 
 
Die Ermächtigung legt die Grundlagen für die 
Bestimmung des Wandlungs- bzw. Optionsprei-
ses fest. 
 
Bei Abwägung aller genannten Umstände hal-
ten Vorstand und Aufsichtsrat die Ermächtigun-
gen zum Ausschluss des Bezugsrechts insbe-
sondere in den genannten Fällen und aus den 
aufgezeigten Gründen auch unter Berücksichti-
gung des bei Ausnutzung der betreffenden Er-
mächtigung zu Lasten der Aktionäre eintreten-
den Verwässerungseffekts für sachlich gerecht-
fertigt und gegenüber den Aktionären für ange-
messen.
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Zu diesem Beschluss, das Bezugsrecht auszu-
schließen, erstattet der Vorstand diesen Bericht 
nach Art. 5 SE-VO i.V.m §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 
Abs. 4 Satz 2 AktG. Der Vorstand wird der je-
weils nächsten Hauptversammlung über jede 
Ausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von 
Options- oder Wandelschuldverschreibungen 
(bzw. von Kombinationen dieser Instrumente) 
berichten. 
 
III. Weitere Angaben zur Einberufung 
und Durchführung der Hauptversammlung 
 
1. Gesamtzahl der Aktien  
und Stimmrechte 
 
Zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptver-
sammlung beträgt das Grundkapital der 
123fahrschule SE Euro 1.814.480,00 und ist ein-
geteilt in 1.814.480 Stückaktien mit einem rech-
nerischen Anteil am Grundkapital von Euro 1,00 
je Stückaktie. Jede Stückaktie gewährt in der or-
dentlichen Hauptversammlung eine Stimme. 
Die Gesellschaft hält zum Zeitpunkt der Einbe-
rufung keine eigenen Aktien. Zum Zeitpunkt der 
Einberufung der Hauptversammlung sind da-
her insgesamt 1.814.480 Stückaktien stimmbe-
rechtigt. 
 
2. Hauptversammlung ohne physische 
Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevoll-
mächtigten 
 
Die Hauptversammlung wird gemäß der Ent-
scheidung des Vorstands mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats der Gesellschaft nach Maßgabe 
des Covid-19-Gesetzes als virtuelle Hauptver-
sammlung ohne physische Präsenz der Aktio-
näre oder ihrer Bevollmächtigten abgehalten. 
Eine physische Teilnahme der Aktionäre oder 

ihrer Bevollmächtigten ist daher ausgeschlos-
sen. 
 
Ordnungsgemäß zur Hauptversammlung ange-
meldete Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten 
haben die Möglichkeit, die gesamte Hauptver-
sammlung mittels elektronischer Zuschaltung 
in Bild und Ton live zu verfolgen (nachfolgend 
„Teilnahme“). Die Stimmrechtsausübung er-
folgt ausschließlich im Wege der Briefwahl oder 
durch Vollmachtserteilung an die von der Ge-
sellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. 
Jede Aktie gewährt in der ordentlichen Haupt-
versammlung eine Stimme.  
 
Die angemeldeten Aktionäre oder ihre Bevoll-
mächtigten haben ein Fragerecht im Wege der 
elektronischen Kommunikation. Den angemel-
deten Aktionären oder ihren Bevollmächtigten 
wird die Möglichkeit eingeräumt, auf elektroni-
schem Wege Widerspruch gegen einen Be-
schluss der Hauptversammlung zu erklären. 
Die weiteren Einzelheiten hierzu werden im Fol-
genden dargestellt. 
 
3. Voraussetzungen für die Teilnahme 
an der Hauptversammlung und die Aus-
übung der Aktionärsrechte 
 
Aktionäre sind zur Teilnahme an der virtuellen 
Hauptversammlung und zur Ausübung der Ak-
tionärsrechte – einschließlich des Stimmrechts 
und des Fragerechts – nur berechtigt, wenn sie 
sich spätestens  
 

am 23. Juni 2021, 24:00 Uhr (MESZ) 
(Eingang maßgeblich), 

 
unter der nachstehenden Adresse oder E-Mail-
Adresse 
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123fahrschule SE 
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10 
80637 München 
E-Mail:  inhaberaktien@linkmarketservices.de 
 
angemeldet und den besonderen Nachweis des 
Anteilsbesitzes durch den Letztintermediär er-
bracht haben, dass sie zu Beginn des  
 

9. Juni 2021 (d.h. 00:00 Uhr (MESZ)) 
(sog. „Nachweisstichtag“), 

 
Aktionär der Gesellschaft waren.  
 
Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss der Ge-
sellschaft unter der vorgenannten Adresse spä-
testens  
 

23. Juni 2021, 24:00 Uhr (MESZ) 
(Eingang maßgeblich), 

 
zugehen. Die Anmeldung und der Nachweis des 
Anteilsbesitzes bedürfen der Textform (§ 126b 
BGB) und müssen in deutscher oder englischer 
Sprache erfolgen. 
 
Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teil-
nahme an der virtuellen Hauptversammlung 
und die Ausübung der Aktionärsrechte als Akti-
onär nur, wer den besonderen Nachweis des 
Anteilsbesitzes erbracht hat. Die Berechtigung 
zur Teilnahme und der Umfang der Aktionärs-
rechte bemessen sich dabei ausschließlich nach 
dem Anteilsbesitz zum Nachweisstichtag. Mit 
dem Nachweisstichtag geht keine Sperre für die 
Veräußerbarkeit des Anteilsbesitzes einher. 
Auch im Fall der vollständigen oder teilweisen 
Veräußerung des Anteilsbesitzes nach dem 
Nachweisstichtag ist für die Teilnahme und den 
Umfang der Aktionärsrechte ausschließlich der 

Anteilsbesitz des Aktionärs zum Nachweisstich-
tag maßgeblich; d.h. Veräußerungen von Aktien 
nach dem Nachweisstichtag haben keine Aus-
wirkungen auf die Berechtigung zur Teilnahme 
und auf den Umfang der Aktionärsrechte. Ent-
sprechendes gilt für Erwerbe und Zuerwerbe 
von Aktien nach dem Nachweisstichtag. Perso-
nen, die zum Nachweisstichtag noch keine Ak-
tien besitzen und erst danach Aktionär werden, 
sind für die von ihnen gehaltenen Aktien nur 
teilnahme- und stimmberechtigt, soweit sie sich 
bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung er-
mächtigen lassen. 
 
Nach Zugang der Anmeldung und des Nachwei-
ses des Anteilsbesitzes werden den teilnahme-
berechtigten Aktionären bzw. ihren Bevoll-
mächtigten die Stimmrechtskarten für die virtu-
elle Hauptversammlung übersandt. Wir bitten 
die Aktionäre, frühzeitig für die Anmeldung und 
die Übersendung des Nachweises des Anteils-
besitzes über den Letztintermediär Sorge zu 
tragen, um die Organisation der virtuellen 
Hauptversammlung zu erleichtern. 
 
Jede Aktie gewährt in der ordentlichen Haupt-
versammlung eine Stimme. 
 
4. Bild und Tonübertragung der gesam-
ten Hauptversammlung 
 
Die gesamte Hauptversammlung der Gesell-
schaft wird am 30. Juni 2021 ab 11:00 Uhr 
(MESZ) für die ordnungsgemäß angemeldeten 
Aktionäre der Gesellschaft oder ihre Bevoll-
mächtigten live in Bild und Ton im HV-Portal, zu-
gänglich über die Internetseite der Gesellschaft 
unter:  
 
www.unternehmen.123fahrschule.de 
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übertragen. Die für den Zugang zum HV-Portal 
erforderlichen Zugangsdaten erhalten ord-
nungsgemäß angemeldete Aktionäre mit der 
Stimmrechtskarte übersandt. 
 
5. Stimmrechtsausübung per Briefwahl 
 
Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten können 
ihr Stimmrecht durch Briefwahl ausüben. 
 
Zur Ausübung des Stimmrechts im Wege der 
Briefwahl sind eine fristgerechte Anmeldung 
und ein ordnungsgemäßer Nachweis des An-
teilsbesitzes (siehe Abschnitt III.3) erforderlich. 
 
Briefwahlstimmen können ausschließlich elekt-
ronisch über das HV-Portal der Gesellschaft, zu-
gänglich über die Internetseite der Gesellschaft 
unter www.unternehmen.123fahrschule.de ab-
gegeben werden. Die Stimmabgabe durch 
Briefwahl über das HV-Portal ist auch noch wäh-
rend der virtuellen Hauptversammlung mög-
lich, muss jedoch spätestens bis zum Beginn 
der Abstimmung vollständig erfolgt sein. 
 
Für Änderung oder Widerruf der abgegebenen 
Briefwahlstimmen sowie das Verhältnis zwi-
schen abgegebenen Briefwahlstimmen und der 
Vollmachtserteilung (mit Weisungen) an die 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft gelten 
die Regelungen in Abschnitt III.8.  
 
6. Stimmrechtsausübung durch Bevoll-
mächtigung der von der Gesellschaft be-
nannten Stimmrechtsvertreter 
 
Zur Stimmrechtsausübung bietet die Gesell-
schaft den Aktionären oder ihren Bevollmäch-
tigten an, von der Gesellschaft benannte, wei-
sungsgebundene Stimmrechtsvertreter zu be-
vollmächtigen. 

Auch im Fall der Bevollmächtigung von Stimm-
rechtsvertretern der Gesellschaft sind eine frist-
gerechte Anmeldung und ein ordnungsgemä-
ßer Nachweis des Anteilsbesitzes (siehe Ab-
schnitt III.3) erforderlich. 
 
Die Stimmrechtsvertreter üben das Stimmrecht 
im Falle ihrer Bevollmächtigung jeweils einzeln 
und nur weisungsgebunden aus. Den Stimm-
rechtsvertretern müssen eine Vollmacht und 
Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts 
zu jedem zur Abstimmung stehenden Tages-
ordnungspunkt erteilt werden. Wird zu einem 
Tagesordnungspunkt überhaupt keine Weisung 
erteilt, nehmen die Stimmrechtsvertreter nicht 
an der betreffenden Abstimmung teil. Soweit 
eine Weisung erteilt wird, die nicht eindeutig 
oder widersprüchlich ist, werden sich die 
Stimmrechtsvertreter der Stimme enthalten. 
Die Ausübung bestimmter Teilnahmerechte 
(wie beispielsweise das Stellen von Fragen oder 
Anträgen, die Abgabe von Erklärungen sowie 
die Erklärung von Widersprüchen gegen Haupt-
versammlungsbeschlüsse) durch die Stimm-
rechtsvertreter ist nicht möglich. 
 
Die Bevollmächtigung der Stimmrechtsvertre-
ter und die Erteilung von Weisungen an die von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertre-
ter können schriftlich, in Textform oder per E-
Mail bis 29. Juni 2021, 24:00 Uhr (MESZ) (Ein-
gang maßgeblich) bei der Gesellschaft über fol-
gende Kontaktdaten 
 
123fahrschule SE 
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10 
80637 München 
E-Mail:  inhaberaktien@linkmarketservices.de 
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erteilt werden. Das Formular zur Stimmrechts-
ausübung, von dem bei der Vollmachts- und 
Weisungserteilung an den Stimmrechtsvertre-
ter der Gesellschaft Gebrauch gemacht werden 
kann, erhalten die Aktionäre zusammen mit der 
Stimmrechtskarte. Ein entsprechendes Formu-
lar steht auch auf der Internetseite der Gesell-
schaft unter www.unternehmen.123fahr-
schule.de zum Download bereit. 
 
Vollmachten und Weisungen an die Stimm-
rechtsvertreter der Gesellschaft können ferner 
elektronisch im HV-Portal der Gesellschaft, zu-
gänglich über die Internetseite der Gesellschaft 
unter www.unternehmen.123fahrschule.de, er-
teilt werden. Die Vollmachts- und Weisungser-
teilung über das HV-Portal ist auch noch wäh-
rend der virtuellen Hauptversammlung mög-
lich, muss jedoch spätestens bis zum Beginn 
der Abstimmung vollständig erfolgt sein. 
 
Für Änderung oder Widerruf einer erteilten Voll-
macht (mit Weisungen) an die Stimmrechtsver-
treter der Gesellschaft sowie das Verhältnis zwi-
schen der Vollmachtserteilung (mit Weisungen) 
an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
und den abgegebenen Briefwahlstimmen gel-
ten die Regelungen in Abschnitt III.8. Weitere 
Einzelheiten zur Vollmachtserteilung können 
die Aktionäre den Erläuterungen im Formular 
zur Stimmrechtsausübung entnehmen. 
 
7. Verfahren für die Bevollmächtigung 
Dritter 
 
Aktionäre können ihre Rechte – insbesondere 
ihr Stimmrecht – nach entsprechender Voll-
machtserteilung auch durch einen Bevollmäch-
tigten, beispielsweise einen Intermediär, einen 
Stimmrechtsberater, eine Aktionärsvereinigung 
oder einen sonstigen Dritten, ausüben lassen. 

Auch im Fall der Vertretung des Aktionärs durch 
einen Bevollmächtigten sind die fristgerechte 
Anmeldung des Aktionärs und der Nachweis 
des Anteilsbesitzes wie vorstehend beschrie-
ben (siehe Abschnitt III.3) erforderlich. 
 
Bevollmächtigte können ebenfalls nicht phy-
sisch an der Hauptversammlung teilnehmen. 
Die Nutzung des HV-Portals der Gesellschaft 
durch den Bevollmächtigten setzt voraus, dass 
der Bevollmächtigte vom Vollmachtgeber die 
mit der Stimmrechtskarte zur virtuellen Haupt-
versammlung übersandten Zugangsdaten er-
hält, sofern die Zugangsdaten nicht direkt an 
den Bevollmächtigten versandt wurden. Bevoll-
mächtigte können das Stimmrecht für von 
ihnen vertretene Stammaktionäre lediglich im 
Wege der Briefwahl oder durch Erteilung einer 
(Unter-) Vollmacht an die Stimmrechtsvertreter 
der Gesellschaft ausüben. 
 
Vollmachten können durch Erklärung gegen-
über dem Bevollmächtigten oder gegenüber 
der Gesellschaft erteilt werden und bedürfen, 
sofern keine Vollmacht nach § 135 AktG erteilt 
wird, der Textform (§ 126b BGB). Gleiches gilt 
für den Widerruf der Vollmacht und den Nach-
weis einer gegenüber einem Bevollmächtigten 
erklärten Vollmacht gegenüber der Gesell-
schaft. 
 
Werden Vollmachten zur Stimmrechtsaus-
übung nach § 135 AktG (Vollmachtserteilung an 
Intermediäre, Stimmrechtsberater, Aktionärs-
vereinigungen oder geschäftsmäßig Han-
delnde) erteilt, so ist die Vollmachtserklärung 
vom Bevollmächtigten nachprüfbar festzuhal-
ten. Sie muss zudem vollständig sein und darf 
nur mit der Stimmrechtsausübung verbundene 
Erklärungen enthalten. Wir bitten daher Aktio-
näre, die eine Vollmacht nach § 135 AktG 
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erteilen wollen, sich mit dem zu Bevollmächti-
genden über die Form der Vollmacht abzustim-
men. 
 
Aktionäre, die einen Vertreter bevollmächtigen 
möchten, werden gebeten, zur Erteilung der 
Vollmacht das Formular zu verwenden, welches 
die Gesellschaft hierfür bereithält. Dieses For-
mular zur Bevollmächtigung eines Dritten er-
halten Sie zusammen mit der Stimmrechts-
karte. Ein entsprechendes Formular ist  
auch im Internet unter www.unternehmen. 
123fahrschule.de abrufbar. 
 
Die Vollmacht kann gegenüber der Gesellschaft 
schriftlich, in Textform oder per E-Mail spätes-
tens bis 29. Juni 2021, 24:00 Uhr (MESZ) (Ein-
gang maßgeblich), bei der Gesellschaft über fol-
gende Kontaktdaten 
 
123fahrschule SE 
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10 
80637 München 
E-Mail:  inhaberaktien@linkmarketservices.de 
 
erteilt werden. Entsprechendes gilt für den 
Nachweis einer gegenüber einem Bevollmäch-
tigten erteilten Vollmacht. 
 
Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Per-
son, so kann die Gesellschaft eine oder meh-
rere von diesen zurückweisen. Weitere Einzel-
heiten zur Vollmachtserteilung können die Akti-
onäre den Erläuterungen im Vollmachtsformu-
lar bzw. der Internetseite www.unterneh-
men.123fahrschule.de entnehmen. 
 
8. Änderung und Widerruf von Brief-
wahlstimmen oder erteilten Vollmachten 
und Weisungen, Verhältnis von 

Briefwahlstimmen zu erteilten Vollmachten 
und Weisungen sowie weitere Informatio-
nen zur Stimmrechtsausübung 
 
Eine Änderung oder ein Widerruf von abgege-
benen Briefwahlstimmen oder erteilten Voll-
machten und Weisungen an den Stimmrechts-
vertreter der Gesellschaft ist elektronisch über 
das HV-Portal bis zum Beginn der Abstimmung 
möglich. Darüber hinaus sind Änderung und 
Widerruf der erteilten Vollmachten und Wei-
sungen schriftlich, in Textform oder per E-Mail 
spätestens bis 29. Juni 2021, 24:00 Uhr (MESZ) 
(Eingang maßgeblich), bei der Gesellschaft über 
folgende Kontaktdaten möglich: 
 
123fahrschule SE 
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10 
80637 München 
E-Mail:  inhaberaktien@linkmarketservices.de 
 
Wenn neben Briefwahlstimmen auch Vollmacht 
und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter 
der Gesellschaft für ein und denselben Aktien-
bestand eingehen, werden stets die Briefwahl-
stimmen als vorrangig angesehen; die Stimm-
rechtsvertreter der Gesellschaft werden inso-
weit von einer ihnen erteilten Vollmacht keinen 
Gebrauch machen und die betreffenden Aktien 
nicht vertreten. Bei mehreren Vollmachtsertei-
lungen für ein und denselben Aktienbestand 
wird die jeweils zeitlich nachfolgende als vor-
rangig angesehen.  
 
9. Weitere Rechte der Aktionäre 
9.1 Ergänzungsanträge zur Tagesord-
nung auf Verlangen einer Minderheit gemäß 
Art. 56 SE-VO i.V.m. § 50 Abs. 2 SEAG, § 122 
Abs. 2 AktG 
 



Einladung Hauptversammlung 2021 

Weitere Angaben – 32122926v1 
 

                       40  
 

Die Ergänzung der Tagesordnung um einen 
oder mehrere Punkte kann von einem oder 
mehreren Aktionären beantragt werden, sofern 
sein oder ihr Anteil 5 Prozent des Grundkapitals 
oder den anteiligen Betrag von Euro 500.000,00 
erreicht. 
 
Das Verlangen muss an den Vorstand der Ge-
sellschaft gerichtet werden und der Gesell-
schaft bis spätestens zum Ablauf des 5. Juni 
2021, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen. Bitte richten 
Sie entsprechende Verlangen an folgende Ad-
resse: 
 
123fahrschule SE 
- Vorstand- 
Klopstockstr. 1 
50968 Köln 
 
Später zugegangene Ergänzungsverlangen wer-
den nicht berücksichtigt. Jedem neuen Gegen-
stand muss eine Begründung oder eine Be-
schlussvorlage beiliegen. Eine 90-tägige Vorbe-
sitzzeit des genannten Mindestbesitzes von Ak-
tien i.S.d. § 122 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. Abs. 1 S. 3 
AktG ist gemäß § 50 Abs. 2 SEAG bei der SE 
keine Voraussetzung für ein Ergänzungsverlan-
gen. 
 
9.2 Gegenanträge und Wahlvorschläge 
von Aktionären nach Art. 53 SE-VO §§ 126 
Abs. 1, 127 AktG 
 
Aktionäre können im Vorfeld der Hauptver-
sammlung Gegenanträge und Wahlvorschläge 
übermitteln. Die Gesellschaft wird entspre-
chende Gegenanträge und Wahlvorschläge ein-
schließlich des Namens des Aktionärs, der Be-
gründung, die allerdings für Wahlvorschläge 
nicht erforderlich ist, und der etwaigen Stel-
lungnahme der Verwaltung unter der 

Internetadresse www.unternehmen.123fahr-
schule.de zugänglich machen, wenn sie der Ge-
sellschaft bis mindestens 14 Tage vor der 
Hauptversammlung, also bis spätes-
tens 15. Juni 2021, 24:00 Uhr (MESZ) (Eingang 
maßgeblich), unter der Adresse oder E-Mail-Ad-
resse: 
 
123fahrschule SE 
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10 
80637 München 
E-Mail: antraege@linkmarketservices.de 
 
zugehen und die übrigen Voraussetzungen des 
§ 126 AktG bzw. § 127 AktG erfüllt sind. Ander-
weitig adressierte Gegenanträge und Wahlvor-
schläge werden nicht berücksichtigt. 
 
Nach §§ 126, 127 AktG zugänglich zu machende 
Gegenanträge und Wahlvorschläge gelten als in 
der virtuellen Hauptversammlung gestellt, 
wenn der den Antrag stellende oder den Wahl-
vorschlag unterbreitende Aktionär ordnungs-
gemäß legitimiert und zur Hauptversammlung 
angemeldet ist. Das Recht des Versammlungs-
leiters, zuerst über die Vorschläge der Verwal-
tung abstimmen zu lassen, bleibt hiervon unbe-
rührt. 
 
9.3 Fragerecht der Aktionäre im Wege 
der elektronischen Kommunikation 
 
Gemäß § 1 Abs. 1 und 2 COVID-19-Gesetz wird 
den Aktionären ein Fragerecht im Wege der 
elektronischen Kommunikation eingeräumt.  
Das Fragerecht besteht nur für die Aktionäre, 
die sich fristgemäß zur Hauptversammlung an-
gemeldet haben und einen ordnungsgemäßen 
Nachweis des Anteilsbesitzes erbracht haben 
(siehe Abschnitt III.3), oder ihre 
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Bevollmächtigten. Fragen können bis spätes-
tens einen Tag vor der virtuellen Hauptver-
sammlung, d.h. bis 28. Juni 2021, 24:00 Uhr 
(MESZ) (Eingang maßgeblich), ausschließlich 
über das HV-Portal übermittelt werden,  
das Aktionäre unter www.unternehmen. 
123fahrschule.de erreichen. 
 
Bitte beachten Sie, dass Fragen nicht über die 
von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-
vertreter gestellt werden können. 
 
Die Fragenbeantwortung erfolgt durch den Vor-
stand in der Hauptversammlung. Der Vorstand 
entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Er-
messen, wie er Fragen beantwortet. Der Vor-
stand kann dabei Antworten zusammenfassen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen 
der Beantwortung von Fragen gegebenenfalls 
auch der Name des übermittelnden Aktionärs 
genannt wird. Möchte der Fragesteller anonym 
bleiben, muss er dieses jeweils ausdrücklich mit 
der Übermittlung der Frage erklären. 
 
Aufgrund der Durchführung der Hauptver-
sammlung ohne physische Anwesenheit der Ak-
tionäre besteht kein Auskunftsrecht gemäß Art. 
53 SE-VO, § 131 Abs. 1 AktG.  
 
9.4 Widerspruch gegen Beschlüsse der 
Hauptversammlung 
 
Aktionäre, die ihr Stimmrecht selbst oder über 
die Erteilung von Vollmachten ordnungsgemäß 
ausgeübt haben, haben die Möglichkeit, im 
Wege elektronischer Kommunikation Wider-
spruch gegen die Beschlüsse der Hauptver-
sammlung zu erklären. Entsprechende Erklä-
rungen sind zu Protokoll des amtierenden  
Notars ausschließlich über das HV-Portal  
zu übermitteln, das Aktionäre unter 

www.unternehmen.123fahrschule.de errei-
chen. Sie sind ab dem Beginn der Hauptver-
sammlung bis zu deren Schließung durch den 
Versammlungsleiter möglich.  
 
Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft er-
klären keine Widersprüche gegen Beschlüsse 
der Hauptversammlung. 
 
10. Datenschutzrechtliche Betroffe-
neninformation für Aktionäre und Aktio-
närsvertreter 
 
Die Gesellschaft verarbeitet als verantwortliche 
Stelle im Sinne von Art. 4 Nr. 7 Datenschutz-
Grundverordnung („DSGVO“) personenbezo-
gene Daten (Name und Vorname, Anschrift, E-
Mail-Adresse, ggf. Telefax-Nummer, Aktienanz-
ahl, Aktiengattung, Besitzart der Aktien und 
Nummer der Stimmrechtskarte; gegebenen-
falls Name und Vorname des vom jeweiligen Ak-
tionär bevollmächtigten Aktionärsvertreters) 
auf Grundlage der in Deutschland geltenden 
Datenschutzbestimmungen, um den Aktionä-
ren und Aktionärsvertretern die Ausübung ihrer 
Rechte im Rahmen der Hauptversammlung zu 
ermöglichen. Die 123fahrschule SE wird vertre-
ten durch die Mitglieder ihres Vorstands Boris 
Polenske und Timo Beyer.  
 
Aktionäre und Aktionärsvertreter erreichen die 
Gesellschaft unter folgenden Kontaktmöglich-
keiten: 
 
123fahrschule SE 
Klopstockstr. 1  
50968 Köln 
Telefon: +49 221 177357-0 
E-Mail: ir@123fahrschule.de 
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Die Verarbeitung der personenbezogenen Da-
ten erfolgt ausschließlich für die Abwicklung der 
Teilnahme an der Hauptversammlung und 
auch insoweit nur in dem zur Erreichung dieses 
Zwecks zwingend erforderlichen Maße. Rechts-
grundlage für die Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 
lit. (c) DSGVO. 
 
Soweit diese personenbezogenen Daten nicht 
von den Aktionären im Rahmen der Anmeldung 
zur Hauptversammlung angegeben wurden, 
übermittelt der Letztintermediär personenbe-
zogene Daten der Aktionäre an die Gesellschaft. 
Rechtsgrundlage für diese Übermittlung ist Art. 
6 Abs. 1 lit. (c) DSGVO, da wir die personenbe-
zogenen Daten der Aktionäre benötigen, um 
diesen die Ausübung ihrer gesetzlichen Rechte 
zu ermöglichen. 
 
Die Dienstleister der Gesellschaft, welche zum 
Zwecke der Ausrichtung der Hauptversamm-
lung beauftragt werden, erhalten von der Ge-
sellschaft nur solche personenbezogenen Da-
ten, welche für die Ausführung der beauftrag-
ten Dienstleistung erforderlich sind, und verar-
beiten die Daten ausschließlich nach Weisung 
der Gesellschaft.  
 
Hinsichtlich der Übermittlung personenbezoge-
ner Daten an Dritte im Rahmen einer Bekannt-
machung von Aktionärsverlangen auf Ergän-
zung der Tagesordnung sowie von Gegenanträ-
gen und Wahlvorschlägen von Aktionären wird 
auf die Erläuterungen in Abschnitt III.9 verwie-
sen. Die Rechtsgrundlage für die in diesem Zu-
sammenhang stattfindende Verarbeitung ist 
Art. 6 Abs. 1 lit. (c) DSGVO. 
 
Die Gesellschaft speichert diese personenbezo-
genen Daten für einen Zeitraum von zehn 

Jahren beginnend mit dem Ende des Jahres, in 
dem die Hauptversammlung stattfand. 
 
In Bezug auf die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten können die Aktionäre und Aktionärs-
vertreter von der Gesellschaft Auskunft über 
ihre personenbezogenen Daten gemäß Art. 15 
DSGVO, Berichtigung ihrer personenbezogenen 
Daten gemäß Art. 16 DSGVO, Löschung ihrer 
personenbezogenen Daten gemäß Art. 17 
DSGVO, Einschränkung der Verarbeitung ihrer 
personenbezogenen Daten gemäß Art. 18 
DSGVO und Übertragung bestimmter perso-
nenbezogener Daten auf sie oder einen von 
ihnen benannten Dritten (Recht auf Datenüber-
tragbarkeit) gemäß Art. 20 DSGVO verlangen. 
Diese Rechte können die Aktionäre und Aktio-
närsvertreter gegenüber der Gesellschaft un-
entgeltlich über eine der folgenden Kontakt-
möglichkeiten geltend machen: 
 
123fahrschule SE 
Klopstockstr. 1  
50968 Köln 
Telefon: +49 221 177357-0 
E-Mail: ir@123fahrschule.de 
 
Zudem steht den Aktionären und Aktionärsver-
tretern gemäß Art. 77 DSGVO ein Beschwerde-
recht bei der Datenschutzaufsichtsbehörde 
entweder des (Bundes-) Landes, in dem sie ih-
ren Wohnsitz oder ständigen Aufenthaltsort ha-
ben, oder des Bundeslandes Hessen, in dem die 
Gesellschaft ihren Sitz hat, zu. 
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Sie erreichen unseren  
Datenschutzbeauftragten unter: 
 
Herr Dipl. Kfm. Christian Müller 
Wilhelmshöher Allee 191 
34121 Kassel 
Telefon: +49 561 98 62 630 
E-Mail: datenschutz@123fahrschule.de  
 
Köln, im Mai 2021 
123fahrschule SE 
 
Der Vorstand 
 

 
 
  




